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A EINLEITUNG 

1 Inhalte und Ziele des Bebauungsplans 

(Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB, Nr. 1 a) 

1.1 Planziel sowie Standort, Art und Umfang des Vorhabens 

Die Stadt Wetzlar gestaltet mit der 6. Änderung des Bebauungsplans Nr. 402 >Bahnhofsstraße< die Planungsgrund-

lage für die vorangegangene städtebauliche Neuordnung und Nachverdichtung des sog. Lahnhofes. Mit dem 2011 

rechtwirksam gewordenen Bebauungsplan Nr. 402 >Bahnhofsstraße< hat die Stadt Wetzlar das Gelände erstmals 

beplant, um Planungsrecht für die städtebaulich geordnete Neubebauung zwischen der B49 bzw. Spinnereistraße, 

der Lahn und der Bebauung östlich entlang der Bahnhofsstraße zu schaffen. Zwischenzeitlich wurde dieser B-Plan 

mehrfach geändert und die 2019 als Satzung beschlossene 2. Änderung wurde vor dem Hessischen Verwaltungsge-

richtshof beklagt. Die 6. Änderung des Bebauungsplans Nr. 402 >Bahnhofsstraße< soll die vom VGH vorgetragenen 

Beanstandungen beheben.  

Das Areal des heutigen Lahnhofes, östlich der Bahnhofsstraße, wurde Mitte des 19ten Jahrhunderts für den Bau 

einer Spinnerei und Weberei erschlossen. Ab den 1960ern nutzte ein Wetzlarer Traditionsunternehmen die Gebäu-

dekomplexe des Areals für die Fertigung von Projektoren. Ende der 1980er Jahre wurde das Gelände geräumt und 

die >Lahnhof-Passage< errichtet, die aufgrund der für den Einzelhandel ungünstigen Lage und Konkurrenz mit der 

Bahnhofsstraße und dem Einkaufszentrum >Forum Wetzlar< keinen Bestand hatte.  

Die vorgesehene städtebauliche Entwicklung in der 2. Änderung des hier in Rede stehenden B-Plans umfasst den 

vollständigen Rückbau der Lahnhofpassagen und die anschließende Errichtung von Wohngebäuden womit dem 

Wunsch nach Wohnmöglichkeiten im Nahbereich zur Lahn Rechnung getragen werden sollte. Der Geltungsbereich 

der 2. Änderung schließt lediglich die ehem. Lahnhofpassage und die bestehende Bebauung entlang der Bahnhofs-

straße ein. Mit der 6. Änderung schließt der Geltungsbereich auch die östlich angrenzenden Flächen ein. Für den 

östlichen Teil zwischen Inselstraße, Bahnhofsstraße, Spinnereistraße und Lahn wird mit dem Bebauungsplan eine 

innere Erschließungsstraße mit Verbindung zum Lahnuferweg festgesetzt. Daraus entstehen vier neue Baufelder mit 

der Widmung als Mischgebiet und es wird eine verdichtete bis zu fünfgeschossiger Bebauung ermöglicht (Abbildung 

1). Vorwiegend dient die Bebauung Wohnzwecken, aber auch Handel, Dienstleistungseinrichtungen oder anderen 

mischgebietsverträglichen Nutzungen. 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 402 >Bahnhofsstraße< 6. Änderung hat eine Gesamtfläche 

von rd. 3,10 ha und umfasst entlang der Bahnhofstraße die Anwesen Bahnhofstraße 16-24 und in der Spin-

nereistraße das Gelände der ehem. Lahnhofpassage, das Gelände der früheren Diskothek Mäx und das DLRG-Ge-

lände. Hinzu kommen die Grün- und Freiflächen im Übergang zur Lahn. Nach Norden grenzen die Spinnereistraße 

und die B49 (Hochstraße) und nach Osten Grünflächen, der Lahnuferwerg (Radfernweg) und die Bundeswasser-

straße Lahn. In Richtung Süden grenzen die Bundeswasserstraße Lahn, die Pflegeeinrichtung >Haus Königsberg an 

der Lahn< und Wohn- und Geschäftshäuser an. Westlich schließt die Bahnhofsstraße mit Hauptgeschäftszentrum 

und Fußgängerzone an den Geltungsbereich (Abbildung 1 und Abbildung 3).  

Ziel der städtebaulichen Konzeption ist es, ein lebendiges Wohnquartier mit rd. 230 Wohnungen und einem Park-

haus mit den erforderlichen Stellplätzen zu errichten. Das Parkhaus mit angebautem Wohnhaus und die drei Kran-

häuser (Gebäude A, E, F, G) sind gebaut und werden bestimmungsgemäß genutzt (Abbildung 2).   
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Die wichtigsten Wegeverbindungen werden in ihrer Funktion gestärkt. So wird die Kreuzung der Bahnhofsstraße mit 

der Eduard-Kaiser Straße über eine breite öffentliche Freifläche mit der Lahn verbunden. Die Rückseite der Bestands-

bebauung entlang der Bahnhofsstraße wird neu geordnet und aufgewertet. 

Abbildung 1 Bebauungsplan Nr. 402 >Bahnhofsstraße< 6. Änderung (Planungsbüro: Holger Fischer, Planstand: 10.06.2025). 
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Abbildung 2 Lageplan (Variante 15 D), (Quelle: BLFP Frielinghaus Rohrbach Architekten). 
 

Abbildung 3 Lage des Plangebiets am Lahnufer in Wetzlar (Quelle: NaturegViewer, Abfrage am: 11.06.2025) 
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1.2 Beschreibung der Festsetzungen des Bebauungsplans 

Art und Maß der baulichen Nutzung 

Beherbergungsbetriebe sind unzulässig. Im Urbanen Gebiet sind die nach § 6a Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zu-

lässigen Vergnügungsstätten und Tankstellen sowie alle Arten von Einrichtungen und Betrieben, die auf den Verkauf 

eines erotischen Warensortimentes und auf Darbietungen oder Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet 

sind, unzulässig. Gem. § 1 Abs. 10 BauNVO: Innerhalb der durch Schraffur gekennzeichneten Fläche des Urbanen 

Gebietes ist im Erdgeschoss eine Diskothek mit einer Geschossfläche von max. 650 m² zulässig. 

Im Kerngebiet sind Vergnügungsstätten, deren Zweckbestimmung die kommerzielle Nutzung von Glücksspielen bzw. 

entsprechenden Unterhaltungsgeräten oder die Erzielung von Gewinn durch Wetten ist sowie alle Arten von Ein-

richtungen und Betrieben, die auf den Verkauf eines erotischen Warensortimentes und auf Darbietungen oder 

Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet sind, unzulässig. 

Im Urbanen Gebiet darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen von Erschließungswegen und Nebenanla-

gen i.S.d. § 14 BauNVO bis zu einer maximalen Grundflächenzahl von GRZ = 0,9 überschritten werden. Als Gebäude-

oberkante gilt der oberste Gebäudeabschluss. Die festgesetzte maximal zulässige Gebäudeoberkante gilt auch für 

Dachaufbauten. Innerhalb der über die Verkehrsfläche bes. Zweckbestimmung "Fußgängerbereich" reichenden 

überbaubaren Grundstücksfläche sind auskragende Gebäudeteile in einer Höhe von 159 m ü. NN bis 176 m ü. NN 

zulässig. 

 

Öffentliche Grünfläche, Zweckbestimmung Parkanlage 

Innerhalb der öffentlichen Grünfläche ist der Bau eines die Lahn begleitenden Rad-/Fußweges mit einer Breite von 

max. 4 m zulässig. Zulässig ist zudem ein naturnah gestaltetes Retentionsbecken, bei dem der Flächenanteil techni-

scher Bauwerke (z.B. Ein- und Ablaufbauwerk) max. 2 % betragen darf. 

 

Öffentliche Grundstücksflächen sowie Zulässigkeit von Nebenanlagen 

Innerhalb der öffentlichen Grünfläche ist der Bau eines die Lahn begleitenden Rad-/Fußweges mit einer Breite von 

max. 4 m zulässig. Zulässig ist zudem ein naturnah gestaltetes Retentionsbecken, bei dem der Flächenanteil techni-

scher Bauwerke (z.B. Ein- und Ablaufbauwerk) max. 2 % betragen darf. Im Urbanen Gebiet sind Pkw-Stellplätze au-

ßerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen nur innerhalb der hierfür festgesetzten und bezeichneten Flächen 

zulässig. Im Urbanen Gebiet dürfen die festgesetzten Baugrenzen durch Balkone, Loggien und Erker bis zu einer Tiefe 

von 1,50 m überschritten werden, sofern die Überschreitung auf höchstens 50 % der jeweiligen Gebäudefront bzw. 

des jeweiligen Fassadenabschnittes beschränkt ist. 

 

Gestaltungsfestsetzungen 

Im Urbanen Gebiet sind flach geneigte Dächer mit einer Neigung von maximal 5° zulässig. Die Verwendung von 

spiegelnden Materialien zur Dacheindeckung ist unzulässig; die Zulässigkeit von Anlagen zur Nutzung solarer Strah-

lungsenergie bleibt unberührt. 

Im Urbanen Gebiet sind die Dachflächen des obersten Geschosses von Gebäuden oder Gebäudeteilen mit flach ge-

neigten Dächern zu einem Anteil von mindestens 50 % in extensiver Form fachgerecht und dauerhaft zu begrünen. 
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Auf den Dachflächen sind Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie mit aufgeständerten Solarmodulen nur 

zulässig, wenn der Abstand von den Gebäudefassaden mindestens dem 1,5-fachen der maximalen Höhe der Anlage 

oberhalb der Dachfläche entspricht. 

Werbeanlagen an Gebäuden dürfen die jeweilige Außenwandhöhe nicht überschreiten. Selbstleuchtende Werbean-

lagen sowie Werbeanlagen mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht sind unzulässig. Die maximale Größe 

der Werbeflächen von Werbetafeln beträgt jeweils 5,0 m². 

Fremdwerbung ist ausnahmsweise zulässig und nur dann, wenn es sich hierbei um Werbung für im Kerngebiet oder 

Urbanen Gebiet erbrachte Leistungen oder Angebote handelt. 

 

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

Im Rahmen des Bebauungsplans werden Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB vorgesehen, und es wird festgesetzt, dass befestigte, nicht über-

dachte Flächen der Baugrundstücke in einer Bauweise herzustellen sind, die eine Versickerung von Niederschlags-

wasser ermöglicht, sofern dadurch das Grundwasser nicht gefährdet wird. Zu- und Ausfahrten sind davon ausge-

nommen. 

 

Flächen für Anpflanzungen von Bäumen und Sträuchern 

Je Baumsymbol in der Planzeichnung ist mindestens ein einheimischer, standortgerechter Laubbaum mit einem Min-

dest-Stammumfang von 18-20 cm anzupflanzen und dauerhaft zu pflegen. Eine Verschiebung der Pflanzungen von 

bis zu 10 m gegenüber den in der Planzeichnung festgesetzten Standorten ist zulässig. Innerhalb der Verkehrsflächen 

mit den besonderen Zweckbestimmungen >Aufenthaltsbereich< und >Verkehrsberuhigter Bereich< sind jeweils min-

destens sechs einheimische, standortgerechte Laubbäume mit einem Mindest-Stammumfang von 18-20 cm anzu-

pflanzen und dauerhaft zu pflegen. 

 

Verwendung von Niederschlagswasser  

Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung 

mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffent-

lich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Abwasser, insbesondere Nieder-

schlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, verwertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesund-

heitliche Belange nicht entgegenstehen. 

 

Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind aufgrund der Lärmimmissionen, hervorgerufen durch den Straßen-

verkehr, für Räume, die nicht nur dem vorübergehenden Aufenthalt von Personen dienen, bauliche Vorkehrungen 

zum Lärmschutz zu treffen. Zum Schutz vor Aufenthaltsräume gegen Außenlärm sind die Anforderungen der DIN-

Vorschriften den textlichen Festsetzungen zu entnehmen. Ausnahmen von den getroffenen Festsetzungen können 

zugelassen werden, soweit nachgewiesen wird, dass insbesondere an gegenüber den Lärmquellen abgeschirmten 

oder den Lärmquellen abgewandten Gebäudeteilen geringere Schalldämm-Maße erforderlich werden oder auf-

grund der Bauweise der Gebäude die erforderliche Raumbelüftung durch Lüftungsanlagen hergestellt werden. 
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1.3 Bedarf an Grund und Boden 

Der räumliche Geltungsbereich umfasst insgesamt rd. 3,10 ha. Hiervon entfallen auf das urbane Gebiet rd. 1,82 ha, 

auf das Kerngebiet rd. 0,53 ha, auf die Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung rd. 0,50 ha und auf die Grün-

flächen rd. 0,25 ha.  

 

Tabelle 1: Strukturdaten des Bebauungsplanes 

Typ Differenzierung  Fläche Flächensumme 

Baugebiete 
urbane Gebiete  1,82 ha 

2,35 ha 
Kerngebiet  0,53 ha 

Verkehrsflächen Verkehrsflächen bes. Zweckbestimmung  0,5 ha 0,5 ha 

Grünflächen Öffentliche Grünfläche 0,25 ha 0,25 ha 

Gesamtfläche 3,10 ha 
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2 In Fachgesetzen und -plänen festgelegte Ziele des Umweltschutzes, die für den Bauleitplan 

von Bedeutung sind, und ihre Berücksichtigung bei der Planaufstellung 

(Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB, Nr. 1 b) 

2.1 Bauplanungsrecht 

Das Baugesetzbuch (BauGB)1 bestimmt in § 1a Abs. 3, dass die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheb-

licher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts im 

Sinne der Eingriffsregelung in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen sind. Hierzu zählen die Aus-

wirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Land-

schaft und die biologische Vielfalt (§ Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a BauGB). 

Über die Umsetzung der Eingriffsregelung hinaus gelten als Belange des Umweltschutzes gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 

insbesondere auch 

b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der NATURA 2000-Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes, 

c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt, 

d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter, 

e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern 

f) die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie, 

g) die Darstellungen von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere des Wasser-, Abfall und Immis-

sionsschutzrechtes, 

h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die (&) festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht 

überschritten werden, und 

i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach den Buchstaben a, c und d. 

 

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist für die genannten Belange des Umweltschutzes einschließlich der von der Eingriffsrege-

lung erfassten Schutzgüter eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umwelt-

auswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Entsprechend § 2a BauGB 

ist der Umweltbericht Teil der Begründung zum Bebauungsplan und unterliegt damit auch der Öffentlichkeitsbetei-

ligung und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung zu 

berücksichtigen. 

Für Aufbau und Inhalt des Umweltberichts ist die Anlage 1 zum BauGB anzuwenden. Demnach sind in einer Einlei-

tung Angaben zu den Zielen des Bauleitplans, zu Standort, Art und Umfang des Vorhabens und zu den übergeordne-

ten Zielen des Umweltschutzes zu machen. Des Weiteren muss der Umweltbericht eine Beschreibung und Bewer-

tung der Umweltauswirkungen, Angaben zu vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen sowie zu 

Kenntnislücken und zur Überwachung der möglichen Umweltauswirkungen enthalten. Die Festlegung von Umfang 

und Detaillierungsgrad des Umweltprüfung obliegt aber der Gemeinde als Träger der Bauleitplanung (§ 2 Abs. 4 S. 

2). Nach § 2a BauGB geht der Umweltbericht als gesonderter Teil der Begründung in das Aufstellungsverfahren. 

 

 
1) BauGB i. d. F. der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 G. v. 20.12.2023 (BGBl. I S. 394) 

m. W. v. 01.01.2024. 
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2.2 Naturschutzrecht 

Anders als die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung, die mit dem >Baurechtskompromiss< von 1993 in das Bau-

planungsrecht aufgenommen worden ist, wirken das Artenschutzrecht (§ 44 BNatSchG), das Biotopschutzrecht (§ 

30 BNatSchG, § 25 HeNatG2) und das NATURA 2000-Recht (§ 34 BNatSchG) direkt und unterliegen nicht der Abwä-

gung durch den Träger der Bauleitplanung. 

Die Belange des Artenschutzes werden in einem separaten artenschutzrechtlichen Fachbeitrag behandelt, deren 

wesentliche Ergebnisse in Kap. C 1.4 zusammengefasst sind. 

Als gesetzlich geschützte Biotope gelten nach § 30 Abs. 2 BNatSchG u. a. 

- natürliche und naturnahe Bereiche Fließender und stehender Binnengewässer einschließlich ihrer Ufer und der dazu-

gehörigen uferbegleitenden Vegetation, 

- Moore, Sümpfe, Röhrichte, Großseggenrieder, seggen- und binsenreiche Nasswiesen, 

- Zwergstrauch-, Ginster und Wacholderheiden, Borstgrasrasen, Trockenrasen, Wälder und Gebüsche trockenwarmer 

Standorte 

- magere Flachland-Mähwiesen und Berg-Mähwiesen nach Anhang I der Richtlinie 92/43/EWG, Streuobstwiesen, Stein-

riegel und Trockenmauern 

und in Hessen nach § 25 HeNatG auch Alleen und einseitige Baumreihen an Straßenrändern sowie Dolinen und 

Erdfälle. 

§ 34 BNatSchG regelt die Zulässigkeit von Projekten innerhalb von NATURA 2000-Gebieten und deren Umfeld. Ergibt 

die Prüfung der Verträglichkeit, dass das Projekt zu erheblichen Beeinträchtigungen des Gebiets in seinen für die 

Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen kann, ist es unzulässig. Abweichend hier-

von darf ein Projekt nur zugelassen werden, soweit es aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen 

Interesses, einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist und zumutbare Alternativen, nicht 

gegeben sind. 

Zu beachten ist schließlich auch das Umweltschadensgesetz3, das die Verantwortlichen eines Umweltschadens zur 

Vermeidung und zur Sanierung verpflichtet. Als Umweltschaden gilt eine Schädigung von Arten und natürlichen Le-

bensräumen nach Maßgabe des § 19 BNatSchG, eine Schädigung von Gewässern nach Maßgabe § 90 WHG oder eine 

Schädigung des Bodens i. S. § 2 Abs. 2 BBodSchG. 

Eine Schädigung von Arten und natürlichen Lebensräumen ist nach § 19 BNatSchG jeder Schaden, der erhebliche 

nachteilige Auswirkungen auf die Erreichung oder Beibehaltung des günstigen Erhaltungszustands dieser Lebens-

räume oder Arten hat. Abweichend hiervon liegt eine Schädigung nicht vor, wenn die nachteiligen Auswirkungen 

zuvor ermittelt worden sind und genehmigt wurden oder durch die Aufstellung eines Bauungsplans nach § 30 oder 

§ 33 BauGB zulässig sind. 

Arten im Sinne dieser Regelung sind Arten nach Art. 4 Abs., 2 oder Anhang I der Vogelschutzrichtlinie sowie Arten 

der Anhänge II und IV der FFH-Richtlinie. Als natürliche Lebensräume i. S. des USchadG gelten Lebensräume der 

oben genannten Arten (außer Arten nach Anhang IV FFH-RL), natürliche Lebensraumtypen von gemeinschaftlichem 

Interesse4 sowie Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Arten nach Anhang IV FFH-RL. 

 
2) Hessisches Gesetz zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft (Hessisches Naturschutzgesetz - HeNatG) vom 25. Mai 2023. GVBl. 

Nr. 18 vom 07.06.2023 S. 379; 28.06.2023 S. 473, Gl. 3 Nr.: 881-58. 
3) Gesetz zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden (Umweltschadensgesetz - USchadG). Art. 1 des Gesetzes zur Umsetzung der 

Richtlinie des europäischen Parlaments und des Rates über die Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden vom 10. 
Mai 2007. BGBl I S. 666, zuletzt geändert durch §§ 10 und 12 des Gesetzes 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306). 

4) Hierzu zählen die Lebensraumtypen des Anhangs I der FFH-RL wie Borstgrasrasen, Pfeifengraswiesen, magere Flachland-Mähwiesen, Berg-
Mähwiesen, Hainsimsen- und Waldmeister-Buchenwald und Auenwälder. 
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2.3 Bodenschutzgesetz 

Nach der Bodenschutzklausel des § 1a (2) BauGB, den Bestimmungen des >Gesetzes zum Schutz vor schädlichen 

Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten< (BBodSchG)5 und § 1 >Hessisches Gesetz zur Ausführung des 

Bundes-Bodenschutzgesetzes und zur Altlastensanierung<(Hessisches Altlasten- und Bodenschutzgesetz - HAlt-

BodSchG)6 ist ein Hauptziel des Bodenschutzes, die Inanspruchnahme von Böden auf das unerlässliche Maß zu be-

schränken und diese auf Böden und Flächen zu lenken, die von vergleichsweise geringer Bedeutung für die Boden-

funktionen sind. 

Obwohl das Bodenschutzrecht keinen eigenständigen Genehmigungstatbestand vorsieht, sind nach § 1 BBodSchG 

bei Bauvorhaben die Funktionen des Bodens nachhaltig zu sichern oder wiederherzustellen. Im § 4 des BBodSchG 

werden >Pflichten zur Gefahrenabwehr< formuliert. So hat sich jeder, der auf den Boden einwirkt, so zu verhalten, 

dass keine schädlichen Bodenveränderungen hervorgerufen werden. Dies betrifft sowohl die Planung als auch die 

Umsetzung der Bauvorhaben. 

Nach § 7 BBodSchG besteht eine >umfassende Vorsorgepflicht< des Grundstückseigentümers und des Vorhabens-

trägers. Diese beinhalten insbesondere die Ziele nach § 1 HAltBodSchG: 

- eine Vorsorge gegen das Entstehen schadstoffbedingter schädlicher Bodenveränderungen, 

- den Schutz der Böden vor Erosion, Verdichtung und anderen nachteiligen Einwirkungen auf die Bodenstruktur sowie 

- einen sparsamen und schonenden Umgang mit dem Boden, unter anderem durch Begrenzung der Flächeninanspruch-

nahme und Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß, 

Nach § 6 BBodSchV7 sind beim Auf- oder Einbringen oder der Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht 

sowie beim Um- oder Zwischenlagern von Materialien Verdichtungen, Vernässungen und sonstige nachteilige Ein-

wirkungen auf den Boden durch geeignete Maßnahmen zu vermeiden oder wirksam zu vermindern. Die entspre-

chenden Anforderungen der DIN 19639, der DIN 19731 und der DIN 18915 sind zu beachten.  

Des Weiteren sind beim Auf- oder Einbringen von Materialien die Anforderungen an einen guten Bodenaufbau und 

ein stabiles Bodengefüge zu beachten. Die verwendeten Materialien müssen unter Berücksichtigung des jeweiligen 

Ortes des Auf- oder Einbringens geeignet sein, die für den Standort erforderlichen Bodenfunktionen sowie die che-

mischen und physikalischen Eigenschaften des Bodens zu sichern oder herzustellen. Die entsprechenden Anforde-

rungen der DIN 19639 und der DIN 19731 sind zu beachten. 

Bei der Bauausführung ist auf die Einhaltung der derzeit eingeführten nationalen und europäischen Normen sowie 

behördlichen und berufsgenossenschaftlichen Bestimmungen zu achten. Insbesondere sind die Bestimmungen 

- der DIN 18920 zum Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsdecken bei Baumaßnahmen, 

- der DIN 18915 für Bodenarbeiten sowie 

- der DIN 18916 für Pflanzarbeiten zu beachten. 

  

 
5) Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz -BBodSchG) vom 17. 

März 1998. BGBl. I S. 502, zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306) geändert worden ist. 
6) Hessisches Gesetz zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes und zur Altlastensanierung (Hessisches Altlasten- und Bodenschutzge-

setz - HAltBodSchG). GVBl. I 2007, 652, vom 28. September 2007, zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 30. September 2021 

(GVBl. S. 602, ber. S. 701) 
7)  Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2598, 2716) 
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2.4 Übergeordnete Fachplanungen 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bebauungspläne den Zielen der Raumordnung und Landesplanung anzupassen. Ent-

sprechend sind die Gemeinden verpflichtet, die Ziele der Raumordnung und Landesplanung bei allen raumbedeut-

samen Planungen und Maßnahmen zu beachten. 

 

Regionaler Flächennutzungsplan 

Der Geltungsbereich ist im Regionalplan Mittelhessen 2010 als Vorranggebiet Siedlung Bestand festgelegt, sodass 

die Planung mit den Zielen der Raumordnung vereinbar ist. Zudem ist der Geltungsbereich als Vorbehaltsgebiet für 

besondere Klimafunktionen und im Bereich des gesetzlich festgesetzten Überschwemmungsgebietes der Lahn auch 

die überlagernde Festlegung als Vorbehaltsgebiet für den vorbeugenden Hochwasserschutz. 

Der Bebauungsplan beinhaltet für die neu zu bebauenden Flächen Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung 

und zu den überbaubaren Grundstücksfreiflächen, die aufgrund der zentralen, innerstädtischen Lage eine hohe bau-

liche Dichte ermöglichen. Gleichzeitig wird der Luftaustausch gewährleistet und durch die Entsiegelung größerer 

Bereiche und extensive Dachbegrünung kleinklimatisch verbessert. Mit einer Beeinträchtigung der besonderen Kli-

mafunktionen ist vorhabenbedingt nicht zu rechnen. Im regionalplanerisch festgelegten Vorbehaltsgebiet für den 

vorbeugenden Hochwasserschutz sollen Gebäude und Nutzungen in Bestand und Planung an die Hochwassergefahr 

abgestimmt werden. Durch die Bauweise als Kranhäuser innerhalb des gesetzlich festgesetzten Überschwemmungs-

gebiets der Lahn (HQ100) rechnerisch kein Verlust des Retentionsraums zu verzeichnen. Der Hochwasserabfluss wird 

nicht beeinträchtigt. Die Hochwasserrückhaltung wird nicht bzw. unwesentlich beeinflusst. Zusätzlich werden die in 

der 6. Änderung des B-Plans einbezogenen Flächen des gesetzlich festgesetzten Überschwemmungsgebiets als Grün-

flächen gestaltet.  Die Aufstellung des B-Plans mit der Realisierung Vorhabens ist mit den Grundsätzen der Raum-

ordnung vereinbar.  

Abbildung 4 Ausschnitt aus dem Regionalplan Mittelhessen 2010. Die Lage des Geltungsbereichs ist gelb umkreist. 
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Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan stellt den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 402 >Bahnhofsstraße< 6. 

Änderung als Gemischte Baufläche, Bestand und Grünfläche ohne weitere Zweckbestimmung dar. Die Gemischte 

Baufläche umfasst die zur Ausweisung vorgesehenen Baugebiete inklusive der bis an die Lahn heranreichenden Ver-

kehrsflächen besonderer Zweckbestimmung. Ausnahme bildet das DLRG-Gelände, das wie die öffentliche Grünflä-

che mit der Zweckbestimmung Parkanlage innerhalb der dargestellten Grünfläche liegt. 

 

Da die Aufstellung des Bebauungsplans im Verfahren nach §13 BauGB erfolgt ist keine Änderung des Flächennut-

zungsplans erforderlich. Die Anpassung des FNP erfolgt nach Abschluss des Bauleitplanverfahrens.  

 

Verbindliche Bauleitplanung 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 402 >Bahnhofsstraße< 6. Änderung überschneidet sich mit dem Be-

bauungsplan Nr. 402 >Bahnhofstraße< 5. Änderung. Der räumliche Geltungsbereich der 2. Änderung wird um die 

östlich angrenzenden Flächen erweitert, soweit diese bereits im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

2011 liegen.  

 

 

  

Abbildung 5 Ausschnitt aus der Neufassung des digitalisierten Flächennutzungsplans der Stadt Wetzlar (Bekanntmachung am 

19.01.2024). Der Geltungsbereich ist schwarz umrandet.  
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B GRÜNORDNUNG 

1 Erfordernisse und Maßnahmenempfehlungen 

Aus den Ausführungen der Umweltprüfung (Teil C) zu den wertgebenden Eigenschaften und Sensibilitäten des be-

planten Standortes (>Basisszenario<) ergeben sich aus Sicht von Naturschutz und Landschaftspflege, der Erholungs-

vorsorge sowie zur Wahrung der Lebensqualität bestehender und neu entstehender Wohnquartiere spezifische An-

forderungen an die Planung, die über allgemeine Regelungen hinausgehen. Die Erarbeitung und Einbringung 

entsprechender Lösungen in die Bauleitplanung ist originäre Aufgabe der Grünordnung, Art und Umfang der daraus 

entwickelten Konsequenzen für den Bebauungsplan (Gebietszuschnitte, Festsetzungen etc.) aber wiederum Grund-

lage der Umweltprüfung. Um dieses in der Praxis eng verwobene Wechselspiel aus Planung und Bewertung trans-

parent darzulegen, werden in diesem Kapitel zunächst die sich aus der Bestandsaufnahme und -bewertung ergeben-

den Erfordernisse beschrieben. Maßgeblich für die Umweltprüfung ist dann aber allein deren Umsetzung im 

Bebauungsplan. 

 

a) Pflanzen und Tiere  

Die Durchgrünung des Plangebietes sollte genutzt werden, um wertvolle Lebensräume im Siedlungsbereich zu schaf-

fen. Um dies zu gewährleisten, empfehlen sich variable und nicht zu dichte Anpflanzungen aus Einzelbäumen, Baum- 

und Strauchgruppen sowie Hecken im Verbund mit extensiv gepflegten Grünflächen (>blütenreiche Parkrasen<). Im 

Zuge der Ein- und Durchgrünung sind möglichst variable und nicht zu dichte Anpflanzungen aus Laubgehölzen 

(Bäume und Sträucher) durchzuführen, um ein möglichst breites Habitatangebot zu schaffen. Die Artenauswahl 

sollte sich dabei an den folgenden Artenlisten und Pflanzqualitäten orientieren: 
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b) Boden und Wasser 

Aufgrund der städtebaulichen Nachverdichtung und Wiedernutzbarmachung von teil- bzw. vollversiegelten Flächen 

beschränken sich mögliche Vorkehrungen für den Bodenschutz auf die Grundstücksfreiflächen und die Verkehrsbe-

gleitgrünflächen. Diese sollten im Zuge der Erschließungsarbeiten soweit möglich vor dem Befahren bewahrt und 

von Lagerflächen freigehalten werden, um die natürlichen Bodenfunktionen zu bewahren. Aufgrund der direkten 

Lage an der Lahn und ihres Ufers sei auf die unmittelbar geltenden gesetzlichen Regelungen des Bundeswasserstra-

ßengesetzes, des Wasserhaushaltsgesetzes und des Hessischen Wassergesetzes hingewiesen. Weitergehende Fest-

setzungen bedarf es aufgrund der Gesetzgebung nicht.  

Für die grünordnerischen Festsetzungen innerhalb des Geltungsbereichs sind jedoch die folgenden Hinweise we-

sentlich. Die Unterhaltung eines oberirdischen Gewässers umfasst seine Pflege und Entwicklung. Zur Gewässerun-

terhaltung gehören insbesondere die Erhaltung des Gewässerbettes, auch zur Sicherung eines ordnungsgemäßen 

Wasserabflusses, die Erhaltung der Ufer, insbesondere durch Erhaltung und Neuanpflanzung einer standortgerech-

ten Ufervegetation, sowie die Freihaltung der Ufer für den Wasserabfluss, die Erhaltung der Schiffbarkeit von schiff-

baren Gewässern und die Erhaltung des Gewässers in einem Zustand, der hinsichtlich der Abführung oder Rückhal-

tung von Wasser, Geschiebe, Schwebstoffen und Eis den wasserwirtschaftlichen Bedürfnissen entspricht. Die 

Errichtung oder wesentliche Änderung von Anlagen in, an, über und unter oberirdischen Gewässern bedarf der Ge-

nehmigung. Die Genehmigung darf nur erteilt werden, wenn das Vorhaben die Hochwasserrückhaltung nicht oder 

nur unwesentlich beeinträchtigt und der Verlust von verloren gehendem Rückhalteraum zeitgleich ausgeglichen 

wird. Interessant ist, dass sich die öffentliche Grünfläche >Ufersaum< in Privatbesitz befindet. Erst der anschließende 

Lahnuferweg gehört der Bundesrepublik Deutschland, wobei der Weg nach Augenscheinnahme nicht durchgängig 

in seiner Wegeparzelle liegt. 

Der Ufersaum und der Lahnuferweg liegen innerhalb des Gewässerrandstreifens. Gewässerrandstreifen dienen der 

Erhaltung und Verbesserung der ökologischen Funktionen oberirdischer Gewässer, der Wasserspeicherung, der Si-

cherung des Wasserabflusses sowie der Verminderung von Stoffeinträgen aus diffusen Quellen.  
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Der Gewässerrandstreifen bemisst sich ab der Linie des Mittelwasserstandes, bei Gewässern mit ausgeprägter Bö-

schungsoberkante ab der Böschungsoberkante. Der Gewässerrandstreifen ist im Außenbereich 10 m und im Innen-

bereich 5 m breit. Im Gewässerrandstreifen verboten ist das Entfernen von standortgerechten Bäumen und Sträu-

chern sowie das Neuanpflanzen von nicht standortgerechten Bäumen und Sträuchern. Verboten sind die Errichtung 

oder wesentliche Änderung von baulichen und sonstigen Anlagen, soweit sie nicht standortgebunden oder wasser-

wirtschaftlich erforderlich sind. Maßnahmen entlang der Lahn und im Gewässerrandstreifen unterliegen damit dem 

Genehmigungsvorbehalt durch das Wasser- und Schifffahrtsamt Koblenz und/oder der jeweils zuständigen Wasser-

behörde. Der Genehmigungsvorbehalt gilt auch für die Flächen im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungspla-

nes Nr. 402 >Bahnhofstraße< 6. Änderung. 

 

c) Kleinklima und Immissionsschutz 

Aufgrund der zentralen, innerstädtischen Lage liegt eine hohe bauliche Dichte vor, die jedoch aufgrund der baulichen 

Struktur ausreichend Luftaustausch gewährleistet. Durch die vorhabenbedingte Entsiegelung größerer Bereiche und 

extensive Dachbegrünung wird sich die kleinklimatische Situation verbessern. Ebenso ist eine ausreichende Durch-

grünung wichtig, um kleinräumige Luftzirkulationen zu fördern und zu einer zufriedenstellenden Frischluftzufuhr 

beizutragen. 
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2 Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 

Eine Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung ist im vorliegenden Fall nicht notwendig, da das Plangebiet bereits voll-

ständig bebaut und anthropogen überformt im Innenbereich der Kernstadt Wetzlar liegt.  
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C UMWELTPRÜFUNG 

1 Bestandsaufnahme der voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen und Prog-

nose über die Entwicklung des Umweltzustands 

(Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB, Nr. 2 a und b i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) 

1.1 Boden und Wasser einschl. Aussagen zur Vermeidung von Emissionen und zum sachgerechten 

Umgang mit Abfällen und Abwässern  

(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a und e BauGB) 

Böden weisen unterschiedliche Bodenfunktionen auf, denen nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) eine 

große Bedeutung beigemessen wird. Nach § 2 Abs. 2 erfüllt der Boden 

1.  natürliche Funktionen als Lebensgrundlage und Lebensraum, als Bestandteil des Wasser- und Natur-

haushalts und als Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium. 

2. Funktionen als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte sowie 

3.  Nutzungsfunktionen als Rohstofflagerstätte, Fläche für Siedlung und Erholung, Standort für die land- 

und forstwirtschaftliche Nutzung sowie als Standort für sonstige wirtschaftliche und öffentliche Nutzun-

gen, Verkehr, Ver- und Entsorgung. 

Beeinträchtigungen dieser Funktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästi-

gungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen, werden als schädliche Bodenveränderungen defi-

niert (§ 2 Abs. 3). 

Nach der Bodenschutzklausel des § 1a (2) BauGB und den Bestimmungen des >Gesetzes zum Schutz vor schädlichen 

Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten< (BBodSchG)8 und § 1 >Hessisches Gesetz zur Ausführung des 

Bundes-Bodenschutzgesetzes und zur Altlastensanierung<(Hessisches Altlasten- und Bodenschutzgesetz - HAlt-

BodSchG)9 ist ein Hauptziel des Bodenschutzes, die Inanspruchnahme von Böden auf das unerlässliche Maß zu be-

schränken und diese auf Böden und Flächen zu lenken, die von vergleichsweise geringer Bedeutung für die Boden-

funktionen sind. 

Als planerische Hilfsmittel in der Bauleitplanung stehen für die Berücksichtigung des Schutzguts Bodens in der Um-

weltprüfung der Leitfaden >Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB< (PETER et al. 200910) und die >Arbeits-

hilfe zur Berücksichtigung von Bodenschutzbelangen in der Abwägung und der Umweltprüfung nach BauGB in Hes-

sen< (PETER et al. 201111) zur Verfügung. 

Darüber hinaus wird das gesamtstädtische Bodenschutzkonzept der Stadt Wetzlar für das Bauleitplanverfahren be-

rücksichtigt. Dieses beinhaltet Maßnahmen für die Bereiche Planung, Ausführung, Information, Organisation und 

Kommunikation und der Verankerung. Die Gebiete der Information, Organisation und Kommunikation und der Ver-

ankerung, sowie Teile des Bereiches Ausführung liegen in der Verantwortung des Amts für Stadtentwicklung und 

dem Amt für Umwelt und Naturschutz, sowie anderer Beteiligten.  

 
8) Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz -BBodSchG) vom 17. 

März 1998. BGBl. I S. 502, zuletzt geändert durch § 13 Abs. 6 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 308). 
9) Hessisches Gesetz zur Ausführung des Bundes-Bodenschutzgesetzes und zur Altlastensanierung (Hessisches Altlasten- und Bodenschutzge-

setz - HAltBodSchG). GVBl. I 2007, 652, vom 28. September 2007, zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 30. September 2021 

(GVBl. S. 602, ber. S. 701) 

10)  PETER, M., MILLDER, R., KUNZMANN, G. UND J. SCHITTENHELM (2009): Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB 3 Leitfaden für die Praxis 
der Bodenschutzbehörden in der Bauleitplanung 3 Im Auftrag der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO): 69 S.  

11)  PETER, M., MILLER, R., HERRCHEN, D. UND T. GOTTWALD (2011): Bodenschutz in der Bauleitplanung 3 Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von Bo-
denschutzbelangen in der Abwägung und der Umweltprüfung nach BauGB in Hessen: 140 S. 
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Zu den in dem Bebauungsplan verwirklichten Aspekten zählen bei der Planung unter anderem die Vorgaben zur 

Verwendung versickerungsfähiger Beläge und zur Dachbegrünung. Im Bebauungsplan ist festgesetzt, dass Fußwege 

in den Grünflächen, Stellplätze und Zufahrten in versickerungsfähigen Materialien befestigt sein müssen. Somit kön-

nen die Maßnahmen >Bodenbezogene Festsetzungen in B-Pläne aufnehmen (Vermeidungs-, Minderungs- und Aus-

gleichsmaßnahmen)< und >Vermeidung und Begrenzung der Anlage von Schottergärten< des gesamtstädtischen Bo-

denschutzkonzepts umgesetzt werden. 

Auch das Lagern von Mutterboden bei anfallenden Oberbodenaushub ist geregelt und soll zur Grünflächengestal-

tung oder Rekultivierung öffentlicher Grünflächen genutzt werden. Damit werden auch die Maßnahmen >Bodenbe-

zogene, bauzeitliche Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen umsetzen< und >Bodenschutz bei der Baueinrich-

tungs- und Ausführungsplanung realisieren< berücksichtigt. 

Um während des ganzen Projekts eine unnötige Beeinträchtigung des Schutzguts Boden zu vermeiden, wird emp-

fohlen eine bodenkundliche Baubegleitung hinzu zu ziehen. Diese Empfehlung leitet sich direkt aus dem gesamt-

städtischen Bodenschutzkonzept aus den Maßnahmen >Bodenschutz bei der Baueinrichtungs- und Ausführungspla-

nung realisieren<, >Bodenbezogene, bauzeitliche Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen umsetzen< und 

>Bodenkundliche Baubegleitung (BBB) realisieren< ab.  

 

Charakterisierung des Untersuchungsgebiets 

Historische und aktuelle Nutzung 

Die Luftbilder von 1933 und 1952-67 in Abbildung 6 zeigen, dass das Plangebiet bereits Teil des urbanen Raums war 

und von ansässiger Industrie als Produktionsstandort genutzt wurde. Nicht zuletzt ist die Attraktivität des Plange-

biets als Produktionsstandort der direkten Nähe zur Lahn geschuldet. Bereiche des heutigen östlichen Geltungsbe-

reiches waren 1933 noch unbebaut. Die Straßenführung die das Plangebiet neben der Lahn begrenzt blieb bis in die 

1970er Jahre unverändert. Mit dem Baubeginn der B49 als Hochstraße im Jahr 1972 veränderte sich das Verkehrs-

netz in der direkten Umgebung des Plangebiets. In der weiteren Umgebung von Wetzlar wurden kleine Flurstücke 

ackerbaulich genutzt. Die landwirtschaftliche Nutzung auf der gegenüberliegenden Lahnseite hat bis heute Bestand.   
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Abbildung 6 Historische (oben links: 1933; oben rechts: 1952-67) und aktuelle (unten) Luftbilder des Plangebiets (rot) und der 

Umgebung. 

 

Naturräumliche Lage, Geologie und Relief 

Gemäß der naturräumlichen Gliederung nach Klausing (1988) liegt das Plangebiet im Westhessischen Berg- und Sen-

kenland in der naturräumlichen Haupteinheit >Marburg-Gießener Lahntal< (348) mit der Teileinheit >Gießener Lahn-

talsenke<. Das Gießener Lahntal sind praktisch waldfreie Gebiete. Die früher im Gießener Lahntal dominierende 

Landwirtschaft ist gegenüber vordingender Bebauung- und Industrieentwicklung rückläufig. Ausgedehnte Kiesent-

nahmen zwischen Gießen und Wetzlar werden diese Landschaft nachhaltig verändern12.  

 

Laut GÜK 30013 liegt das Gebiet im geologischen Strukturraum Rheinisches Schiefergebirge und ist der Lahn-Mulde 

angehörig. Nach der geologischen Übersichtskarte (GÜK300) ungegliederte holozäne Auensedimente vor, dabei han-

delt es sich um Lehm, Sand und Kies (s. Abbildung 7). In der GK2514 werden die Auensedimente zu Kies und Sand 

spezifiziert, die durch Auenlehm überdeckt sind. 

Das Plangebiet liegt auf rund 168 m ü. NN. und ist aufgrund der anthropogenen Überprägung eine überwiegend 

eingeebnete Fläche. 

 

 
12) Klausing (1988): Die Naturräume Hessens mit einer Karte der naturräumlichen Gliederung 1:200 000. 
13)  HESSISCHES LANDESAMT FÜR NATURSCHUTZ, UMWELT UND GEOLOGIE (HLNUG, 2024): Geologische Übersichtskarte von Hessen 1:300 000 (GÜK300) 

4 geologische Einheiten/tektonische Linien. 
14)  HESSISCHES LANDESAMT FÜR NATURSCHUTZ, UMWELT UND GEOLOGIE (HLNUG, 2024): Geologische Karte von Hessen 1:25 000 (GK25). 
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Tabelle 2: Geologische Einheit im Plangebiet (auf Grundlage der GÜK 300, HLNUG 2025) 

Kürzel: qhDh 

Formation: Auensediment, ungegliedert 

Petrografie Lehm, Sand, Kies 

Stratigraphische Serie, Stratigraphisches System  Holozän, Quartär 

 

 
Abbildung 7 Geologische Formationen im Plangebiet (auf der Grundlage der GÜK300, HLNUG 2025). 

 

Boden im Untersuchungsgebiet 

Laut den Bodenflächendaten 1:50.000 (BFD5015, s. Abbildung 8) liegen im Plangebiet Böden aus carbonatfreien 

schluffig-lehmigen Auensedimenten vor (2.1.4). Das Substrat bildet sich primär aus 4 bis >20dm mächtigem Auen-

schluff/-ton über Auenlehm/-ton aus dem Holozän. Im Plangebiet treten aus den schluffig-lehmigen Auensedimen-

ten die Bodentypen Vega mit Gley-Vega hervor. Auenböden bilden sich durch die regelmäßige Überflutung durch 

Fließgewässer. Sind die Auensedimente tiefgründig verbraunt nennt man sie Vega. Vegen zeichnen sich durch eine 

hohe nutzbare Wasserkapazität aus und werden oft als Grünland genutzt. Durch die großflächige anthropogene 

Überprägung und Versiegelung ist im Plangebiet kaum natürlicher Boden vorzufinden, der vollständig intakte Bo-

denfunktionen aufweist.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
15) HESSISCHES LANDESAMT FÜR NATURSCHUTZ, UMWELT UND GEOLOGIE (HLNUG, 2024): Bodenflächendaten 1:50 000 
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Tabelle 3: Bodenhauptgruppe im Plangebiet (auf Grundlage der BFD50, HLNUG) 

Gen-Id 38 

Hauptgruppe: 2 Böden aus fluviatilen Sedimenten 

Gruppe: 2.1 Böden aus Auensedimenten 

Untergruppe: 2.1.4 Böden aus carbonatfreien schluffig-lehmigen Auensedimenten 

Bodeneinheit: Vega mit Gley-Vega 

Substrat: aus 4 bis >20 dm Auenschluff und/oder -ton über Auenlehm oder -ton (Holozän) 

Morphologie: weit verbreitet in Talauen größerer Fließgewässer 

 

 

In der BFD5L (HLNUG, 202416) wird für das Plangebiet aufgrund fehlender Bodenschätzungsdaten keine Bodenart 

angegeben. Weitere Basisdaten der Bodenschätzung, wie Standorttypisierungen, Wasserstufen, Acker-/Grünland-

zahl sind ebenso nicht bewertet (s. Abbildung 8).  

 

 
Abbildung 8 Bodenhauptgruppen im Plangebiet (auf der Grundlage der BFD50, HLNUG 2025) 

 

 
16) HESSISCHES LANDESAMT FÜR NATURSCHUTZ, UMWELT UND GEOLOGIE (HLNUG, 2024): Bodenflächendaten für landwirtschaftliche Nutzflächen 

1:5 000 
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Vorbelastungen 

Vorbelastungen sowie Nutzungshistorie der betrachteten Böden ist einzelfallbezogen zu berücksichtigen, da diese 

zu einer Beeinträchtigung der Bodenfunktionen führen.  

Aufgrund der vorliegenden Nutzung und der damit verbundenen Bebauung, Versiegelung und Verdichtung der Flä-

chen, ist bereits von einer gestörten Infiltrationsleistung auszugehen. Das Plangebiet zeigt ein nur geringes Retenti-

onspotential für antreffende Niederschläge. Die natürlichen Bodenfunktionen sind durch die anthropogenen Verän-

derungen überwiegend gestört. Im Bezug auf den Naturhaushalt stellt das Plangebiet keine bedeutende Fläche dar.  

Es liegen Hinweise auf Altablagerungen, Altstandort und/oder Grundwasserschäden vor. Das Gelände wurde 2023 

untersucht. Im Fachinformationssystem (FIS-AG) ist ein Schadensfall aufgrund eines Unfalls mit wassergefährdenden 

Stoffen auf Flurstück 155/6 registriert. Die Sanierung ist bereits abgeschlossen. Zudem befinden sich verschiedene 

Altstandorte im Plangebiet. Aufgrund der früheren Nutzung dieser Altstandorte ist davon auszugehen, dass auf der 

Fläche mit umweltgefährdenden Stoffen umgegangen wurde. 

Bei allen Baumaßnahmen im Bereich der Altstandorte, die den Boden betreffen, ist weiterhin auf sensorische Auf-

fälligkeiten zu achten. Werden solche Auffälligkeiten festgestellt, die auf das Vorhandensein von weiteren schädli-

chen Bodenverunreinigungen hinweisen, ist umgehend die zuständige Behörde zu informieren. 

 

Archiv der Naturgeschichte 

Als natur- oder kulturgeschichtlich bedeutsamer oder regional seltener Standort kann der Boden als Archiv der Na-

turgeschichte relevant sein. 

Es ist kein Suchraum für Böden mit besonderer Funktion für die Naturgeschichte nach der >Methodendokumenta-

tion Bodenkunde/Bodenschutz 3 BFD 50 Archivböden< (HLNUG, 202517) betroffen. 

 
17) HESSISCHES LANDESAMT FÜR NATURSCHUTZ, UMWELT UND GEOLOGIE (HLNUG, 2025): Methodendokumentation Bodenkunde/ Bodenschutz - BFD 50 

Archivböden 

 

Abbildung 9 Bodenzahlen im Plangebiet (auf der Grundlage der BFD5L, HLNUG 2024). 
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Bodenfunk�onsbewertung 

Die Gesamtbewertung der Bodenfunktionen wird aus den folgenden Bodenfunktionen aggregiert:  

÷ Lebensraum für Pflanzen: >Standorttypisierung für die Biotopentwicklung< (M241) 

Für das Plangebiet liegt keine Bewertung des Biotopentwicklungspotentials vor (Abbildung 10). 

÷ Lebensraum für Pflanzen: >Ertragspotenzial< (M238) 

Das Kriterium Ertragspotenzial (m238) für die >Funktion des Bodens als Lebensraum für Pflanzen<. Die überwiegend 

versiegelten Flächen sind nicht bewertet. Da kein natürlicher Boden in diesem Bereich vorliegt, bieten diese kein 

Ertragspotenzial (Abbildung 12).   

÷ Funktion des Bodens im Wasserhaushalt: >Feldkapazität des Bodens< (M239) 

Die Feldkapazität wird nur in einem kleinen östlichen Teilbereich mit >sehr hoch< bewertet und liegt damit bei >520 

mm. Überwiegend liegen im Plangebiet versiegelte Flächen vor, wodurch die natürliche Bodenfunktion des Wasser-

speichervermögens nicht mehr intakt ist (Abbildung 11).  

÷ Funktion des Bodens als Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium: >Nitratrückhaltevermögen des Bodens< 

(M244) 

Auch das Kriterium Nitratrückhaltevermögen wird hauptsächlich durch die Feldkapazität (FK) bestimmt. Das Nitrat-

rückhaltevermögen im Plangebiet ist nicht bewertet (Abbildung 13).  

÷ Gesamtbewertung (M242) 

Aus den Einzelfunktionserfüllungsgraden resultieren für die bewertete östliche Teilfläche eine sehr hohe bodenfunk-

tionale Gesamtbewertung. Verbleibende versiegelte Flächen innerhalb des Plangebiets sind nicht bewertet (Abbil-

dung 14).  

Abbildung 10 Standorttypisierung/Biotopentwicklungspotential im Plangebiet und dessen Umgebung (Auf Grundlage der 

BFD5L, HLNUG 2025). 
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Abbildung 11 Feldkapazität im Plangebiet und dessen Umgebung (Auf Grundlage der BFD5L, HLNUG 2025). 

Abbildung 12 Ertragspotential im Plangebiet und dessen Umgebung (Auf Grundlage der BFD5L, HLNUG 2025). 
 

Abbildung 13 Nitratrückhaltevermögen im Plangebiet und dessen Umgebung (Auf Grundlage der BFD50, HLNUG 2025). 
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Bodenempûndlichkeiten 

Bei der Bewertung der Auswirkung durch die Planung sind Empfindlichkeiten (gegenüber Verdichtung, Erosion, Ver-

sauerung, Entwässerung etc.) zu berücksichtigen.  

Schädliche Bodenveränderung ist nicht oder nur mit erheblichem Aufwand zu beseitigen und die Sanierung von Bö-

den ist kaum im größeren Maßstab realisierbar. Es ist somit kritisch den aktuellen Zustand zu erhalten und möglichst 

nicht weiter zu verschlechtert und im Sinne des § 4 des BBodSchG die schädliche Bodenveränderung zu verhindert. 

Verdichtungsempûndlichkeit 

Die mechanische Bodenverformung oder auch Bodenverdichtung (BBodSchG) ist die Ursache für nachhaltige Boden-

degradation. Der Widerstand eines Bodens gegen zusätzliche Bodenverformung und Degradation ist maßgeblich 

durch die Vorbelastung und die Bodenfeuchte bestimmt. Die Bauarbeiten müssen an die, von der Bodenfeuchte 

abhängigen, Verdichtungsempfindlichkeit zum Zeitpunkt der geplanten Bearbeitung oder Befahrung angepasst wer-

den. Die hier angegebene Verdichtungsempfindlichkeit nach der Matrix zur Bewertung der standörtlichen Verdich-

tungsempfindlichkeit (Feldwisch und Tollkühn 201718) kann nur einen ungefähren, witterungsunabhängigen Trend 

abbilden und ersetzt nicht die Beobachtung der Bodenverhältnisse vor Ort.  

Nach der Matrix zur Bewertung der standörtlichen Verdichtungsempfindlichkeit ist der Oberboden im Untersu-

chungsgebiet bei den vorwiegend versiegelten Böden gering. Die anthropogene Vorverdichtung und Versiegelung 

hat die Empfindlichkeit bereits verringert. Die Verdichtungsgefahr noch unversiegelter ist während der Bauarbeiten, 

insbesondere bei nassen Bedingungen, leicht erhöht, die Vermeidungsmaßnahmen (s. Kapitel C 2.1) sind dringend 

zu berücksichtigen. 

 
18) FELDWISCH, N. UND T. TOLLKÜHN (2017): Bodenschutz in Hessen: Rekultivierung von Tagebau- und sonstigen Abgrabungsflächen, Herstellung 

einer durchwurzelbaren Bodenschicht. Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (HMUKLV): 
108 S. 

Abbildung 14 Bodenfunktionale Gesamtbewertung im Plangebiet und dessen Umgebung (Auf Grundlage der BFD5L, 2025). 
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Erosionsgefährdung 

Im Erosionsatlas 2023 (HLNUG 201719) wird die Erosionsanfälligkeit des Bodens durch Wasser gemäß der allgemei-

nen Bodenabtragsgleichung (ABAG) eingestuft. Damit wird der zu erwartende mittlere jährliche Bodenabtrag einer 

Fläche durch Wassererosion schätzt. In die Berechnung gehen die Faktoren Niederschlag- und Oberflächenabfluss-

faktor (R), Bodenerodierbarkeitsfaktor (K), Hanglängenfaktor (L), Hangneigungsfaktor (S), Bodenbedeckungs- und 

Bewirtschaftungsfaktor (C) und der Erosionsschutzfaktor (P) ein.  

Der Bodenerodierbarkeitsfaktor der 4 bis >20 dm mächtigen Auenschluffs im Plangebiets ist mit >0,3- 0,4 hoch.  

Mit Einbezug der standörtlichen Faktoren R, L und S liegt die natürliche Erosionsgefährdung (ohne Bodenbede-

ckung/-versiegelung) (s. Abbildung 15) im Westen des Plangebiets im geringen bis sehr geringen Bereich (Enat0-

Enat2) und im Osten des Plangebiets im hohen bis sehr hohen Bereich (Enat4-Enat5).  

Unter der aktuellen Nutzung des Geländes und des hohen Versiegelungsgrades ist nicht mit Bodenabtrag zu rechnen. 

Die Erosionsgefahr ist lediglich während der Bauarbeiten, in Phasen ohne Bodenabdeckung, bei Starkregenereignis-

sen und im Bereich der Böschungen, erhöht, die Vermeidungsmaßnahmen (s. Kapitel C 2.1) sind zu berücksichtigen. 

 

 
Abbildung 15 Natürliche Erosionsgefährdung der Flächen innerhalb des Geltungsbereiches (rot) und seiner Umgebung. (Quelle: 

BodenViewer Hessen). 

 

 
19) HESSISCHES LANDESAMT FÜR NATURSCHUTZ, UMWELT UND GEOLOGIE (HLNUG 2024c): BodenViewer Hessen. Hessisches Landesamt für Naturschutz, 

Umwelt und Geologie. https://bodenviewer.hessen.de: Abfrage vom 12.06.2025 
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Auswirkungsprognose bei Durchführung der Planung 

Wirkfaktoren 

Bei der Auswirkungsprognose sind primär folgende Wirkfaktoren relevant: 

" Versiegelung, 

" Abgrabung/Bodenabtrag, 

" Ein- und Ablagerung von Material unterhalb einer oder ohne eine durchwurzelbare Bodenschicht, 

" Verdichtung, 

" Erosion, 

" Stoffeintrag bzw. -austrag mit bodenchemischer Wirkung und 

" Bodenwasserhaushaltsveränderungen. 

 

Für das Gebiet werden Flächen vorwiegend geringer Wertigkeit in mittlerem Umfang beansprucht, dabei kommt es 

baubedingt zu keiner Beanspruchung von Böden mit vollständig intakten Bodenfunktionen. Dies führt dazu, dass 

durch die gebietsverträgliche Nachverdichtung auf bereits anthropogen überformten Flächen, die Schonung anderer 

landwirtschaftlicher Produktionsflächen einhergeht. Das Vorhaben ist aus Sicht des Bodenschutzes unter der Prä-

misse der Reduzierung des Flächenverbrauchs ausdrücklich zu befürworten.  

Hauptwirkfaktoren bei der Umsetzung des Bebauungsplans ist die Versiegelung und Retentionsverlust durch Neu-

bebauung, dem allerdings durch die Bauweise, Entsiegelung größerer Bereiche und der Gestaltung von gegrünten 

Freiflächen entgegengewirkt werden kann. Durch die Entkopplung des Bodenraums von der Atmosphäre und dem 

tiefgründigen Einbau von Fundamenten und Unterbauten, folgt aus einer Versiegelung der vollständige Verlust der 

natürlichen Bodenfunktionen. Durch die Bauweise der Gebäude als >Kranhäuser< geht im Bereich des gesetzlich 

festgesetzten Überschwemmungsgebiets kein Retentionsraum des Bodens verloren.  

Weiterhin ist durch die Bauarbeiten mit Verdichtung und potenziellen Stoffein- und austrägen zu rechnen. 

Verringerung des Bodeneingriûs 

Als Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen werden bodenbezogene Maßnahmen bezeichnet, die bei der Um-

setzung von Bauvorhaben die Schadwirkung auf das Schutzgut Boden verringern oder vermeiden (s. Vermeidungs-

maßnahmen >Boden< Kap. C 2.1).  

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass Vermeidungs- bzw. Minimierungsmaßnahmen im Rahmen des vor-

sorgenden Bodenschutzes während der Bauphase durchzuführen sind. Generell sind Ober- und Unterboden sowie 

Untergrund getrennt auszuheben und zwischenzulagern. Bei der Lagerung des Bodens in Mieten ist darauf zu ach-

ten, dass er nicht verdichtet wird, nicht vernässt und stets durchlüftet bleibt. Generell sollten keine Bodenarbeiten 

bei zu nassen Böden durchgeführt werden, Schäden durch Verdichtung und Erosion sind zu vermeiden oder zu mi-

nimieren. 

Es werden im Vergleich zur derzeitigen Situation mit weitläufig vollversiegelten Flächen künftig größere Bereiche 

entsiegelt und als begrünte Freiflächen hergestellt. Die Bodenentwicklung kann hierdurch etwas verbessert werden, 

bleibt aber insgesamt stark eingeschränkt. 

Nach Bauabschluss sind die Baueinrichtungsflächen und Baustraßen zurückzubauen und die Böden sind fachgerecht 

wiederherzustellen.  
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Es ist darauf zu achten, dass im gesamten Eingriffsbereich keinerlei das Trinkwasser gefährdende Stoffe direkt 3 z. 

B. über Öl, Schmier- oder Treibstoffe 3 oder indirekt über Einwaschung in den Boden und das Grundwasser gelangen 

können. 

Durch die Umsetzung der Planung ist von keinen erheblichen Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen auszugehen. 

Weiterhin enthält der Bebauungsplan daher Festsetzungen, die dazu beitragen, die Vollversiegelung von zu befesti-

genden Flächen zu vermindern.  

Durch die Vorschrift zur wasserdurchlässigen Befestigung der Wege kann der Verlust der Funktion des Bodens im 

Wasserhaushalt geringfügig vermindert werden. Dafür sind wasserdurchlässige Beläge wie Rasenkammersteinen, 

wassergebundener Decke, Fugen- oder Porenpflaster geeignet.  

Im urbanen Gebiet sind flach geneigte Dächer unter 5° zulässig. Diese sind zu mindestens 50% in extensiver Form 

fachgerecht und dauerhaft zu begrünen. Extensive Dachbegrünung stellt einen geringen Teil der Funktion des Bo-

dens als Lebensraum für Pflanzen und der Funktion des Bodens im Wasserhaushalt wieder her. 

Eingriûsbewertung 

Ohne die Realisierung des Bebauungsplanes würde das Plangebiet weiterhin als Teil des urbanen Raums größtenteils 

zu Wohnbauzwecken, Einzelhandel oder Gewerbe genutzt. Der hohe Versieglungsgrad im Plangebiet steht einer 

Entwicklung des Bodens entgegen. 

Die Böden im Plangebiet haben durch ihre anthropogene Überprägung keine bis geringe Bodenfunktionserfüllungs-

grade. Zum Teil sind die Böden bereits erheblich vorbelastet. Es kann somit bei der vorliegenden Planung der Prä-

misse der Schonung von Flächen mit hohem Funktionserfüllungsgrad gut Rechnung getragen werden.  

 

Grund- und Oberûächenwasser  

Grundwasser 

Gemäß §5 WHG sind nachteilige Veränderungen der Gewässereigenschaften zu vermeiden. Das Grundwasser darf 

demnach durch die im Rahmen der Bauleitplanung geplanten Maßnahme qualitativ und quantitativ nicht beein-

trächtigt werden.  

Das Gebiet liegt außerhalb von Heilquellen- oder Trinkwasserschutzgebieten. Das nächstgelegene Trinkwasser-

schutzgebiet >WSG Qu. II-IV Naunheim, Wetzlar-Naunheim< liegt rd. 3 km nördlich. Das >WSG Köhlerbrunnen + TB 

Hinterbachtal, Aßlar-Berghause< liegt ca. 5 km nordwestlich. Eine Beeinträchtigung kann aufgrund der Topografie 

und der Entfernung ausgeschlossen werden (HWRM-Viewer, HLNUG, abgerufen am 12.06.2025). 

Das Plangebiet liegt einheitlich in einer hydrogeologischen Einheit. Das anstehende Sedimentgestein weist eine stark 

variable Durchlässigkeit auf (s. Tab. 4). 

 

Tabelle 4: Hydrogeologische Fachdaten im Plangebiet (Geologie Viewer, HLNUG, Abfrage vom 12.06.2025) 

Nr. 
Hydrogeologische 
Einheit 

Gesteinsart Verfestigung Hohlraumart 
Geochemischer 
Gesteinstyp 

Durchlässigkeit Leitercharakter 

1 Auensedimente Sediment Lockergestein Poren silikatisch 
Klasse 9:  

Mittel bis mäßig 

Grundwasser-
Leiter 
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Oberflächengewässer 

Unter oberirdischen Gewässern werden auf der Landoberfläche ständig oder zeitweise fließendes oder stehendes 

oder aus Quellen abfließendes Wasser einschließlich Gewässerbett verstanden. Von den Bestimmungen des WHG 

und HWG ausgenommene Gewässer sind z.B. Straßenseitengräben als Bestandteil von Straßen oder Be- und Ent-

wässerungsgräben, die von wasserwirtschaftlich untergeordneter Bedeutung sind. 

Oberflächengewässer kommen im Plangebiet nicht vor. Das Fließgewässer Lahn grenzt jedoch südöstlich direkt an 

das Plangebiet. Die gesetzlich festgesetzten Überschwemmungsgebiete sind von der Planung betroffen (Abbildung 

16) (HWRM-Viewer, HLNUG, Abfrage vom 12.06.2025).  

Der Gewässerrandstreifen ist gemäß §23 Abs. 1 HWG im Außenbereich zehn Meter breit und im Innenbereich im 

Sinne der §§30 und 34 BauGB fünf Meter breit (§23 HWG). Damit umfasst er das Ufer und den daran anschließenden 

Bereich. Gemäß §23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 HWG dürfen in diesem Bereich keine Baugebiete durch Bauleitpläne oder 

sonstige Satzungen nach dem Baugesetzbuch ausgewiesen werden.  

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 402 >Bahnhofstraße< 6. Änderung erstreckt sich bis an die 

Lahn. Er setzt in diesem Bereich eine öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung >Ufersaum< und eine öffent-

liche Grünfläche mit der Zweckbestimmung >Parkanlage mit integriertem Regenrückhaltebecken< im Norden und 

eine Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung >Fußgängerbereich und Radweg< im Süden fest.  

Zwischen dem >Ufersaum< und der >Parkanlage mit integriertem Regenrückhaltebecken< bzw. der Verkehrsfläche 

besonderer Zweckbestimmung liegt der Lahnuferweg. Dieser wird nachrichtlich übernommen. Er dient der Unter-

haltung der Bundeswasserstraße Lahn. Der Bebauungsplan setzt fest, dass innerhalb der öffentlichen Grünfläche 

>Parkanlage mit integriertem Regenrückhaltebecken< auch der Bau eines die Lahn begleitenden Rad-/Fußweges mit 

einer Breite von max. 4 m zulässig ist. 

Abbildung 16 Lage des Plangebiets zu Trinkwasser- und Heilquellenschutzgebieten. Ebenso sind gesetzlich festgesetzte Über-

schwemmungsgebiete (blau kariert) dargestellt (Quelle: HWRM-Viewer, Abfrage am: 12.06.2025).  
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Hochwasserschutz 

Überschwemmungsgebiete 

Überschwemmungsgebiete sind gem. § 76 Abs. 1 Satz 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) Gebiete zwischen oberirdi-

schen Gewässern und Deichen oder Hochufern und sonstige Gebiete, die bei Hochwasser eines oberirdischen Ge-

wässers überschwemmt oder durchflossen oder für Hochwasserentlastung und Rückhaltung beansprucht werden. 

Durch die Ausweisung von Überschwemmungsgebieten sollen bauliche Entwicklungen aus den Überschwemmungs-

gebieten herausgehalten werden.  

Nach §78 Abs. 2 WHG können Bauleitplanverfahren innerhalb eines gesetzlich festgesetzten Überschwemmungsge-

biets durch die Behörde zugelassen werden, sofern Hochwasserabfluss und die Höhe des Wasserstandes nicht nach-

teilig beeinflusst werden. Zudem soll die Hochwasserrückhaltung nicht beeinträchtigt und der Verlust von verloren 

gehendem Rückhalteraum umfangs-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen werden.  

Da die Baukörper, innerhalb des gesetzlich festgesetzten Überschwemmungsgebiets der Lahn (HQ100) aufgrund der 

Bauweise als >Kranhäuser< zu keinem Retentionsverlust führen, wird das Vorhaben die Hochwasserrückhaltung 

nicht oder nur unwesentlich beeinflussen. Daher ist mit keinen baubedingten Auswirkungen auf den Zweck und die 

Zielsetzung des gesetzlich festgesetzten Überschwemmungsgebiets zu rechnen.   

Der Bebauungsplan Nr. 402 >Bahnhofstraße< 6. Änderung sieht über die bereits gebauten Kranhäuser und die hö-

henmäßig vorbereiteten, teilweise sogar endausgebauten Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung hinaus 

im Überschwemmungsgebiet keine baulichen Anlagen mehr vor. Ausnahmen sind das Regenrückhaltebecken und 

Baumaßnahme im Zusammenhang mit dem Lahnuferweg, diese werden rechtzeitig vor Beginn mit den zuständigen 

Behörden abgestimmt. 

Eine Beeinträchtigung des Hochwasserregimes an der Lahn ist vor diesem Hintergrund nicht zu erwarten. 

 

Risikogebiete außerhalb von Überschwemmungsgebieten 

Von den Überschwemmungsgebieten im Sinne des WHG und HWG sind die überschwemmungsgefährdeten Gebiete 

zu unterscheiden. Überschwemmungsgefährdete Gebiete sind die Gebiete, die erst bei einem über 100-jährlichen 

Hochwasser überschwemmt werden oder die bei Versagen von Deichen oder anderen Hochwasserschutzanlagen 

überschwemmt werden können20. Bei der Ermittlung sogenannter Risikogebiete außerhalb von Überschwemmungs-

gebieten liegt die Ausdehnung eines Hochwassers bei einem 1,3-Fachen Wasserabfluss des 100-jährlichen Hochwas-

sers zugrunde (§46 Hessisches Wassergesetz (HWG)). In den überschwemmungsgefährdeten Gebieten sind nach § 

46 HWG Vorkehrungen zu treffen und soweit erforderlich bautechnische Maßnahmen zu ergreifen, um den Eintrag 

von wassergefährdenden Stoffen bei Überschwemmungen entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der 

Technik zu verringern. 

Das Plangebiet befindet sich, ebenso wie der Großteil von Niedergirmes zwischen Dill und Lahn, innerhalb eines 

Risikogebiets außerhalb von Überschwemmungsgebieten (Abbildung 17).  

 

 

 

 
20) HESSISCHES LANDESAMT FÜR NATURSCHUTZ, UMWELT UND GEOLOGIE (HLNUG) (2024): Überschwemmungsgebiete [https://www.hochwasser-hes-

sen.de/hintergrundinformationen/hochwasserflaechenmanagement/ueberschwemmungsgebiete.html, Abfrage vom 23.05.2024] 
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Starkregen 

Als Starkregen werden sehr hohe Niederschläge bezeichnet, die in kurzer Zeit und meist räumlich begrenzt auftre-

ten. Es ist davon auszugehen, dass es vor dem Hintergrund des voranschreitenden Klimawandels in Zukunft vermehrt 

zu solchen Extremwetterereignissen kommen wird. Infolge solcher Ereignisse kann es auch abseits von Fließgewäs-

sern zu Überflutungen und Schäden kommen. 

Die Starkregen-Hinweiskarte des HLNUG vermittelt eine erste Übersicht der Gefährdungslage bei Starkregen. Das 

Plangebiet befindet sich in einem Bereich mit hohem Starkregenhinweis-Index (Abbildung 18). 

Die kommunale Fließpfadekarte zeigt (in einer Auflösung von 1 m²) eine erste Übersicht der potenziellen Fließpfade, 

die das Regenwasser bei einem Starkregenereignis nehmen würde.21 Die Fließpfadekarte (Abbildung 19) zeigt, dass 

sich derzeit im direkten Eingriffsbereich potentielle Fließpfade befinden. Topografiebedingt ist davon auszugehen, 

dass anfallendes Niederschlagswasser nach Süden in Richtung Lahn abfließt.  

Da es sich bei den Flächen im Plangebiet um vorwiegend versiegelte Flächen handelt, werden sich aufgrund der 

baulichen Anlagen die Fließpfade verändern. Die ältere Bestandsbebauung entwässert über den vorhandenen 

Mischwasserkanal. Die neue Bebauung im Bereich der ehemaligen Lahnhof-Passage wird im Trennsystem entwäs-

sert. Das unverschmutzte Niederschlagswasser wird gedrosselt in die Lahn eingeleitet. Die Entwässerung der 3 Kran-

häuser ist bereits vorhanden. Die beiden Einleitestellen liegen zwischen Haus E und F bzw. zwischen Haus F und G. 

Die Retention erfolgt unterirdisch, die Einleitemenge ist jeweils auf 1 l/s begrenzt.  

 

 
21) Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie: Starkregenviewer. Starkregenhinweiskarte. Kommunale Fließpfadekarte 

[https://umweltdaten.hessen.de/klima/starkregen/Erkl%C3%A4rung_der_Daten_des_Starkregenviewers.pdf, Abgerufen im November 
2024] 

Abbildung 17 Lage des Plangebiets zu Risikogebieten außerhalb von Überschwemmungsgebieten (HWRM-Viewer, Abfrage am: 

12.06.2025) 
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Abbildung 18 Starkregenhinweis-Index im Plangebiet (blau) und seiner Umgebung (Quelle: Starkregenviewer Hessen, Abfrage 

vom 12.06.2025) 

 

 

 

Abbildung 19 Ausschnitt aus der Fließpfadekarte im Plangebiet (rot) und seinem Umfeld. (Quelle: Starkregenviewer Hessen, 

Abfrage vom 12.06.2025). 
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Sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern 

Abfälle sind in der Zeit der Bauarbeiten in größerem Umfang zu erwarten. Deren Entsorgung richtet sich nach den 

einschlägigen Gesetzen und Richtlinien und entzieht sich des Zugriffs des Bebauungsplanes. Bei Bau-, Abriss- und 

Erdarbeiten im Plangebiet sind die Vorgaben im Merkblatt >Entsorgung von Bauabfällen<22 der Regierungspräsidien 

in Hessen zu beachten. 

Besonders bei der Lagerung von Erdaushub wird darauf hingewiesen, dass Boden (Aushub) unter das Abfallrecht 

fallen kann (siehe § 2 Abs. 2 Nr. 11 KrWG) und bei einer Lagerung eine Genehmigung nach Nr. 8.12 der 4. BImSchV 

erforderlich werden kann.  

Die Abwassermenge aus dem Baugebiet wird durch die Verwendung versickerungsfähiger Beläge und Dachbegrü-

nung reduziert. Nach § 37 Abs. 4 Satz 1 WHG soll Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, von der Person, bei 

der es anfällt, verwertet werden, wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen. 

Für die ausstehende Bebauung ist ein offenes Regenrückhaltebecken innerhalb der öffentlichen Grünfläche mit 

Zweckbestimmung Parkanlage festgesetzt. Eine Detailplanung liegt noch nicht vor. Es soll aber als grünes naturnah 

gestaltetes Becken ausgeführt werden. Um diese Ausführung sicherzustellen setzt der Bebauungsplan fest, dass der 

Flächenanteil technischer Bauwerke (z.B. Ein- und Ablaufbauwerk) max. 2 % betragen darf. 

 

 

1.2 Klima und Luft einschl. Aussagen zur Vermeidung von Emissionen, zur Nutzung erneuerbarer 

Energien, zur effizienten und sparsamen Nutzung von Energie sowie zur Erhaltung der bestmög-

lichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a, e, f und h BauGB) 

Die Sicherstellung günstiger thermischer Umgebungsverhältnisse wird zukünftig an Bedeutung zunehmen, da die 

sommerliche Wärmebelastung infolge des globalen Klimawandels weiter ansteigen wird. Es ist davon auszugehen, 

dass die Anzahl der Sommertage (Tag, an dem das Maximum der Lufttemperatur g 25 °C beträgt) und der heißen 

Tage (Tag, an dem das Maximum der Lufttemperatur g 30 °C beträgt) ansteigen wird. Da zugleich die Anzahl der 

Tropennächte zunehmen wird, steigt auch die Wahrscheinlichkeit langanhaltender Hitzewellen. 

Um Siedlungsräume langfristig tolerant gegenüber den prognostizierten Hitzeereignissen zu entwickeln, sind daher 

die klimaökologischen Auswirkungen von Planungen unbedingt zu berücksichtigen und entsprechende Maßnahmen 

umzusetzen. So müssen günstige Belüftungseffekte, Freiflächen und Frischluftschneisen erhalten bzw. geschaffen 

werden. Straßenzüge und Freiflächen sollten begrünt werden (Verschattung) und Dach- und Fassadenbegrünungen 

sind zu fördern. Ein positiver thermischer Effekt der Dachbegrünung ist die Minderung von Extremen der Oberflä-

chentemperatur. Während sich Kiesdächer und schwarze Bitumenpappe auf bis zu 80°C aufheizt, weisen begrünte 

Dächer eine Oberflächentemperatur von lediglich 20 bis 25°C auf. Auch ist der Erhalt oder die Schaffung offener 

Wasserflächen zu beachten, die so wie innerstädtische Grünflächen eine kühlende Wirkung besitzen.  Ebenfalls zu 

fördern sind Stadtbäume. Diese tragen zur Verschattung und zur erhöhten Verdunstungsleistung bei. Darüber hinaus 

produzieren sie Sauerstoff und filtern Fein- und Grobstäube. Die Anpflanzung von Hecken und Sträuchern bietet 

einen wirksamen Windschutz, der auch in unbelaubtem Zustand noch deutlich spürbar ist. Im Umfeld von Hecken 

entsteht im Tagesverlauf ein ausgeglichener Temperatur- und Feuchtehaushalt. Neben der positiven Wirkung auf 

das Kleinklima bieten Hecken zudem zahlreiche Lebens- und Rückzugsräume für Vögel und Kleinsäuger. 

 
22) Regierungspräsidium Darmstadt, Gießen, Kassel (2018, HRSG) Entsorgung von Bauabfällen, Stand: 01.09.2018 
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Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich innerhalb der bebauten Ortslage. Das Plangebiet unterliegt 

erhöhten Einflüssen durch Lärm, Feinstaub und Stickstoffemissionen durch die nördlich verlaufende Bundesstraße 

B49 in Richtung Gießen-Weilburg.  

Die klimatische Situation der Stadt Wetzlar folgt den globalen klimatischen Trends. In den letzten 30 Jahren (1991-

2020) lag die Jahresmitteltemperatur bei 9,6 Grad Celsius und die Jahresniederschlagssumme bei 705 mm Nieder-

schlag. Seit Beginn der Wetteraufzeichnungen im 19. Jahrhundert konnte eine Zunahme von 1,4 Grad Celsius bis zur 

aktuellen Klimareferenzperiode (199132020) nachgewiesen werden. Die fünf wärmsten Jahre dieses Zeitraums wur-

den alle in den vergangenen 10 Jahren registriert.  

In der Karte für die stadtklimatischen Handlungsprioritäten liegt das Planungsgebiet in den Prioritätenstufen 2, 3 

und 5. Bei der Stufe 5 bedeutet das, dass im Zuge von baulichen Entwicklungen, Straßensanierungen und Nachver-

dichtungen klimaökologische Standards eingehalten werden müssen. Also Bäume, Dachbegrünungen und Ähnliches. 

Die Handlungspriorität 2 und 3 soll über die klimaökologischen Standards hinausgehen. Es sollen optimierende Maß-

nahmen umgesetzt werden. Dazu gehören Entsiegelung, Fassadenbegrünung und etwa das Schaffen von Flächen 

mit hoher Aufenthaltsqualität.  

Nördlich und östlich des Plangebiets hat die Fläche zudem einen Schutzbedarf der Kategorie 3. Das heißt, es muss 

auf die Erhaltung der stadtklimatischen Funktionen geachtet und bei größeren Vorhaben eine klimafachliche Beglei-

tung angestrebt werden. Dieser Schutzbedarf bezieht sich auf die Kaltluftentstehung und Kaltluftströmungen.  

Durch die Bebauung im Plangebiet kann es zu kleinklimatischen Veränderungen als Folge der rascheren Verdunstung 

nach Regenfällen und eine verstärkte Aufheizung im Sommer kommen. Daher kommt der Durchgrünung des Gebiets 

und der Belassung von Freiräumen große Bedeutung zu. Dies gilt vor allem für die absehbare steigende Hitzebelas-

tung im Sommer. Eine Durchgrünung würde das Gebiet strukturell aufwerten und sich positiv auf die lufthygieni-

schen Bedingungen auswirken. Damit kann die bereits vorhandene Beeinträchtigung der Luftqualität kleinräumig 

verbessert werden. Die Bauleitplanung setzt mit Dachbegrünung, Fassadenbegrünung und Stellplatzbäumen geeig-

nete Maßnahmen fest, die den Handlungsprioritäten der Stadt Wetzlar folgen. Großklimatische Auswirkungen sind 

von dem Vorhaben aufgrund der bestehenden Vorbelastungen nicht zu erwarten. 

Verminderungsmaßnahmen sind während der Bauphase vor allem dann nötig, wenn eine erhebliche Staubbelastung 

durch Trockenheit gegeben ist. Bei Trockenheit ist daher darauf zu achten, dass die Staubbelastung für angrenzende 

Wohngebiete durch Befeuchtung des Bodenmaterials und der Schotterwege (VB 6) geringgehalten wird. Die Belas-

tung durch Abgase der Baumaschinen lässt sich nicht mit praxisüblichen Maßnahmen verringern, ist allerdings auf-

grund der zeitlichen Begrenztheit des Eingriffs vertretbar. 

 

Lichtimmissionen 

Lichtimmissionen gehören nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz zu den schädlichen Umwelteinwirkungen, 

wenn sie nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen 

für die Allgemeinheit oder für die Nachbarschaft herbeizuführen (§ 3 BImSchG). Aufgabe des Immissionsschutzes ist 

es vornehmlich, erhebliche Belästigungen durch psychologische Blendung von starken industriellen, gewerblichen 

und im Bereich von Sport- und Freizeitanlagen angeordneten Lichtquellen in der schützenswerten Nachbarschaft zu 

vermeiden.  

Der Bebauungsplan setzt daher fest, dass selbstleuchtende Werbeanlagen sowie Werbeanlagen mit wechselndem, 

bewegtem oder laufendem Licht unzulässig sind. 
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Lichtanlagen sind dem Stand der Technik entsprechend zu errichten und zu betreiben. Die Außenbeleuchtung ist 

energiesparend, streulichtarm und insektenverträglich (UV-armes Lichtspektrum) zu installieren. Die Leuchten müs-

sen staubdicht und so ausgebildet sein, dass eine Lichtwirkung nur auf die zu beleuchtende Fläche erfolgt. Für grö-

ßere Plätze, die gleichmäßig ausgeleuchtet werden sollen, sind Scheinwerfer mit asymmetrischer Lichtverteilung zu 

verwenden, die oberhalb von 85° Ausstrahlungswinkel (zur Vertikalen) kein Licht abgeben. Zum Schutz vor schädli-

chen Umwelteinwirkungen durch Licht sind helle, weitreichende künstliche Lichtquellen unzulässig.  

Zum Schutz nachtaktiver Tiere und Insekten sind im Plangebiet nur Außenleuchten zulässig, deren Beleuchtungskör-

per ein insektenfreundliches Lichtspektrum ausstrahlen (z.B. LED-Lampen). Ferner sollten die Lampen nicht direkt 

vor stark reflektierenden Fassaden oder in Gehölzgruppen angebracht werden. 

 

1.3 Menschliche Gesundheit und Bevölkerung einschl. Aussagen zur Vermeidung von Lärmemissio-

nen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 c und e BauGB) 

Abgesehen von den in Kap. 1.2 behandelten lufthygienischen Aspekten sind an dieser Stelle mögliche Auswirkungen 

auf die Erholungsvorsorge zu betrachten. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich innerhalb der bebauten Ortslage. Südöstlich des Plange-

biets verläuft der Lahntalradweg entlang des Lahnufers, der von Spaziergängern und Radfahrern rege genutzt wird. 

Durch die Planung wird das Lahnufer neugestaltet und für die ansässige Bevölkerung attraktiver gemacht. Das wertet 

den Bereich des Lahnufers in seiner Erholungsfunktion auf. Ebenso dienen die geplanten öffentlichen Grünflächen 

mit Parkanlage für die örtliche Bevölkerung als Naherholung.  

Im Plangebiet treten erhöhte Tages-Lärmpegel von 60 bis zu 69 dB [A] auf (Abbildung 20).  

 

 

 

Abbildung 20 Ausschnitt aus der Lärmkartierung 2022 >Straßenlärm< (Quelle: Lärmviewer Hessen, Abfrage am: 12.06.2025). 
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Im Folgenden werden die schalltechnischen Berechnungen des Landschaftspflegerischen Fachbeitrags des Planungs-

büros Holger Fischer aus dem Jahr 2019 nachrichtlich aufgeführt. Gemäß den schalltechnischen Berechnungen tre-

ten in Höhe der benachbarten privaten Parkplatzfläche, d.h. im Einflussbereich der hier gelegenen Diskothek, Ge-

räuschimmissionen in Höhe der Fassaden der im Plangebiet vorgesehenen Bebauung von etwa 53 dB(A) innerhalb 

der sog. lautesten Nachtstunde auf. Zur Reduzierung der Geräuschbelastung werden daher im Urbanen Gebiet ak-

tive Schallschutzmaßnahmen (Schallschutzwand) und ergänzend städtebauliche Schallschutzmaßnahmen vorgese-

hen, sodass unabhängig von den bauplanungsrechtlichen Rahmenbedingungen bezogen auf die gewerblichen Ge-

räuscheinwirkungen keine immissionsschutzrechtliche Konfliktsituation entsteht. Für nähere Ausführungen wird auf 

Kap. 7 der Begründung zum Bebauungsplan verwiesen. Für den Umweltbelang Mensch, und Bevölkerung ist daher 

im Hinblick auf den Aspekt Wohnen im Ergebnis nicht mit erheblichen Auswirkungen zu rechnen. 

 

 

1.4 Tiere und Pflanzen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB) 

Die folgenden Aussagen zur Tier- und Pflanzenwelt im Geltungsbereich und seiner näheren Umgebung beruhen auf 

Aussagen des Landschaftspflegerischen Fachbeitrags zum Bebauungsplan Nr. 402 vom 23.09.2019 (Planungsbüro 

Fischer) sowie den Ergebnissen der faunistischen Untersuchungen aus dem Jahr 2023 (PlanÖ). Im Juni 2025 erfolgte 

eine Begehung des Geltungsbereichs zur Kartierung der Fassadenstruktur der Bestandsgebäude durch das Ingeni-

eurbüro für Umweltplanung Dr. Theresa Rühl.   

Die artenschutzrechtliche Bewertung inklusive der Vermeidungsmaßnahmen erfolgt in einem separaten arten-

schutzrechtlichen Fachbeitrag.  

 

1.4.1 Vegetation und Biotopstruktur 

Zur Erfassung der Biotop- und Nutzungstypen des Plangebietes und seiner näheren Umgebung wurde im Dezember 

2018 eine Geländebegehung durch das Planungsbüro Fischer durchgeführt. Zur Aktualisierung wurde eine erneute 

Begehung im Juni 2025 durch das Ingenieurbüro für Umweltplanung Dr. Theresa Rühl vorgenommen.  

Die Flächen bestehen im Wesentlichen aus überbauten Bereichen und vorwiegend aus versiegelten Pkw-Stellplätzen 

mit einzelnen Laubbäumen und einer aktiven Baustelle, während im östlichen Bereich der Lahnuferweg mit den 

Gehölzen im Gewässerrandstreifen (Abbildung 21 und Abbildung 22). Der Baumbestand setzt sich aus zahlreichen 

kleinen bis mittelgroßen Bergahornen (Acer pseudoplatanus) im Bereich der Parkplätze, einer Hainbuchen-Hecke 

(Carpinus betulus) sowie 13 Silberweiden (Salix alba als Kopfbäume) entlang des Lahnuferwegs zusammen.  

Das DLRG-Gelände im östlichen Geltungsbereich zeigt Spuren der Unternutzung, wodurch neben dem Aufwuchs von 

Brombeere und Brennnessel einige Gebäudeteile Spalten und Hohlräume der Fassade aufweisen. Diese bieten Fle-

dermäusen potentielle Sommerquartiere und sind bei der Neuordnung des DLRG-Geländes auf potentielle Habitate 

zu untersuchen (Abbildung 24).  

Die Fassadenstruktur der Gebäude in der Bahnhofstraße 16-18 bietet im rückwärtigen Bereich Spalten und Öffnun-

gen in Jalousien und Rollladenkästen, die potentielle Nistplätze für Vögel und Tagesquartiere für Fledermäuse dar-

stellen (Abbildung 23). 
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Abbildung 22 Überwiegend versiegelte Bereiche innerhalb des Geltungsbereiches mit Blick auf die rückwärtige Gebäudeseite 

der Bahnhofsstraße und die Errichtung der Gebäudeteile C und D (IBU, 2025).  

Abbildung 21 Errichtung des Lahnuferweges. Zwischen dem Fuß- und Radweg und der Lahn ist ein lockeres Ufergehölz zu fin-

den (IBU, 2025).  



Stadt Wetzlar| Bebauungsplan Nr. 402 "Bahnhofsstraße " 6. Änderung | Umweltbericht 

IBU Staufenberg (07.2025) 

42

 

 

Abbildung 24 Blick auf den südwestlichen Teil des DLRG-Geländes (IBU, 2025).  

Abbildung 23 Blick auf die Fassade der Gebäude Bahnhofsstraße 16-18 im rückwärtigen Bereich (IBU, 2025). 
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1.4.2 Tierwelt (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB) 

Die folgenden Aussagen zur Tierwelt dem Ergebnisbericht der faunistischen Untersuchungen durch das Fachbüro 

PlanÖ aus dem Jahr 2023. Die Untersuchungen umfassten vorwiegend die Lahnuferbereiche und das ehemalige 

DLRG-Gelände. Auf eine Untersuchung des ehemaligen Standortes der Lahnhof-Passage mit der aktiven Baustelle 

wurde verzichtet. 

Vögel 

Im Rahmen der Untersuchungen durch PlanÖ konnten im Planungsraum sowie im Umfeld 16 Arten mit 52 Revieren 

als Reviervögel identifiziert werden. Arten des Anhang I der EU-Vogelschutzrichtlinie wurden nicht festgestellt. Stieg-

litz und Grünfink kommen als Arten mit ungünstigem bis unzureichendem Erhaltungszustand vor. Arten mit unzu-

reichendem bis schlechtem Erhaltungszustand wurden nicht festgestellt. Bei den weiteren aktuell festgestellten und 

vorkommenden Arten handelt es sich um weit verbreitete Vogelarten mit nur geringem Gefährdungspotential, die 

weder in der Roten Liste Deutschlands noch der des Landes Hessen geführt werden (Tab. 5). 

 

Tabelle 5 Liste der Reviervögel (Plan Ö, 2023) 

Deutscher Name Wissenschaftlicher Name 

Amsel  Turdus merula 

Blaumeise Parus caeruleus 

Buchfink Fringilla coelebs 

Gartenbaumläufer Certhia brachydactyla 

Gartengrasmücke Sylvia vorin 

Grünfink Carduelis chloris 

Hausrotschwanz Phoenicurus ochruros 

Haussperling Passer domesticus 

Kohlmeise Parus major 

Mönchsgrasmücke Sylvia atricapilla 

Nilgans Alopochen aegyptiaca 

Ringeltaube Columba palumbus 

Rotkehlchen Erithacus rubecula 

Stieglitz  Carduelis carduelis 

Zaunkönig Troglodytes troglodytes 

Zilpzalp Phylloscopus collybita 

 

Neben den Reviervögeln wurden weitere Vogelarten nachgewiesen, die den Planungsraum und angrenzende Berei-

che als Nahrungsgäste oder während des Vogelzugs besuchen (Tabelle 6). Mit Mäusebussard (Buteo buteo) und 

Turmfalke (Falco tinnunculus) konnten zwei streng geschützte (BArtSchV) Arten nachgewiesen werden. Arten des 

Anhang I der EU-Vogelschutzrichtlinie konnten nicht festgestellt werden. 
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Tabelle 6 Liste der Nahrungsgäste (PlanÖ, 2023). 

Deutscher Name Wissenschaftlicher Name 

Buntspecht Dendrocopos major 

Elster  Pica pica 

Graureiher Ardea cinerea 

Grünspecht Picus viridis 

Höckerschwan  Cygnus olor 

Kormoran Phalacrocorax carbo 

Mauersegler Apus apus 

Singdrossel Turdus philomelos 

Star Sturnus vulgaris 

Stockente Anas platyrhynchos 

Straßentaube Columba livia f. domestica 

 

Hinsichtlich der Reviervogelarten ist der Planungsraum als typisches Siedlungshabitat mit der zu erwartenden 

Avifauna anzusehen. Dementsprechend werden einerseits zahlreiche ubiquitäre und wenig anspruchsvolle Arten, in 

den Randbereichen sowie im Umfeld aber auch anspruchsvollere Arten angetroffen. Wertgebend ist das Vorkom-

men des Stieglitzes mit zwei Revieren und des Grünfinks mit drei Revieren innerhalb des Geltungsbereichs. Die an-

getroffenen Nahrungsgäste entsprechen dem zu erwartenden Spektrum, wobei mit Grünspecht und Star eine streng 

geschützte Vogelart bzw. eine Art mit ungünstigem Erhaltungszustand den Planungsraum und dessen Umfeld als 

Nahrungsraum nutzen.  

Eingriffe in Gehölzbereiche und Abriss- sowie Umbauarbeiten an Gebäuden können einen Verlust von Fortpflan-

zungs- und Ruhestätten herbeiführen. Neben der direkten Gefahr des Individuenverlusts kann dies zu einer Ver-

schlechterung der Habitatbedingungen führen. Die Kontrolle der Fassadenbereiche der Gebäudeteile Bahnhofstraße 

16-24, Spinnereistraße 6 und DLRG-Gelände im Juni 2025 ergab jedoch keine direkten Hinweise auf Nistplätze im 

Fassadenbereich.   

Sofern die Gehölze im Gewässerrandstreifen der Lahn in ihrer aktuellen Ausdehnung erhalten bleiben (V03), ist mit 

keiner Beeinträchtigung der Populationen planungsrelevanter Arten zu rechnen. Zum Schutz von flugunfähigen In-

dividuen sind (Um-) Baumaßnahmen und eine Baufeldräumung nur außerhalb der gesetzlichen Brutzeit zulässig 

(Vermeidungsmaßnahme V 01). 

 

Fledermäuse 

Im Planungsraum konnten durch die akustische Erfassung von PlanÖ im Jahr 2023 drei Fledermausarten nachgewie-

sen werden. Darunter wurden die häufig anzutreffende Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus), die Wasserfle-

dermaus (Myosotis daubentonii) sowie den Großen Abendsegler (Nyctalus noctula) im Geltungsbereich nachgewie-

sen. Im Planungsraum wurden im Rahmen der Untersuchungen von PlanÖ keine Quartiere von Fledermäusen 

nachgewiesen. Hinsichtlich des regelmäßigen Vorkommens der Zwergfledermaus deutet dies darauf hin, dass sich 

im Gebäudebestand im oder um das Plangebiet Quartiere (Wochenstuben) der Art befinden könnten. Eine zumin-

dest temporäre und ggf. nur kurzzeitige Nutzung derartiger Strukturen ist für die anspruchslose Zwergfledermaus 

sehr wahrscheinlich anzunehmen.  

Aufgrund des geringen Auftretens der Wasserfledermaus ist diese als Gastart einzustufen. Quartiere des Großen 

Abendseglers sind aufgrund fehlender geeigneter Strukturen auszuschließen, daher ist auch für diese Art eine reine 

Nutzung als Nahrungshabitat anzunehmen. 
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Bei der Begehung des Ingenieurbüros für Umweltplanung im Juni 2025 zeigten Gebäudeteile des derzeit unterge-

nutzten DLRG-Geländes Strukturen, die potentielle Sommerquartiere für Fledermäuse vermuten lassen. Ebenso 

wurden im Geltungsbereich 2023 von PlanÖ zwei Bäume (Kastanie und Weide) festgestellt, die aufgrund von eine 

Asthöhle bzw. abstehender Borke ein potentielles Fledermausquartier darstellen. Ein aktueller Besatz wurde nicht 

nachgewiesen.  

Sowohl für das DLRG-Gebäude als auch für die Baumhöhlen kann eine Nutzung durch Einzeltiere aber nicht ausge-

schlossen werden. Zum Schutz vor Individuenverlusten sind diese Strukturen daher vor Umbau- und Sanierungsar-

beiten bzw. vor einer notwendigen Fällung zu kontrollieren (Vermeidungsmaßnahme V 02) und durch künstliche 

Quartiere im Umfeld zu kompensieren (Kompensationsmaßnahme K 01).  

 

Säugetiere außer Fledermäuse 

Im Geltungsbereich stellen lediglich die Uferbegleitgehölze der Lahn ein mögliches Habitat für die Haselmaus dar. 

Im Rahmen der faunistischen Erfassungen durch PlanÖ im Jahr 2023 konnten im Untersuchungsraum keine Hasel-

mäuse oder andere Bilche nachgewiesen werden. 

 

Reptilien 

Im Ergebnis der faunistischen Untersuchungen von PlanÖ 2019 ist das Vorkommen von planungsrelevanten Repti-

lienarten auszuschließen, aufgrund der geographischen Lage, der im Plangebiet vorhandenen Habitatstrukturen und 

den artspezifischen ökologischen Ansprüchen. Reptilienkartierungen von April bis August 2023 durch PlanÖ ergaben 

keine Nachweise von Reptilien im Untersuchungsgebiet. 

 

Amphibien 

Nach Einschätzungen der faunistischen Untersuchungen von PlanÖ 2019 ist das Vorkommen von planungsrelevan-

ten Amphibienarten aufgrund der geographischen Lage, der im Plangebiet vorhandenen Habitatstrukturen und den 

artspezifischen ökologischen Ansprüchen auszuschließen.  

 

Insekten 

Nach Einschätzungen der faunistischen Untersuchungen von PlanÖ 2019 ist das Vorkommen von planungsrelevan-

ten Käfer-, Libellen-, Schmetterling- und Heuschreckenarten auszuschließen, aufgrund der geographischen Lage, der 

im Plangebiet vorhandenen Habitatstrukturen und den artspezifischen ökologischen Ansprüchen.  

 

Fazit 

Im Plangebiet und dessen Umfeld wurden 17 Reviervogelarten und 10 Arten als Nahrungsgäste festgestellt.  Eine 

relevante artenschutzrechtliche Bedeutung haben insbesondere das Vorkommen des Stieglitzes sowie der als Nah-

rungsgäste auftretenden streng geschützten Greifvögel Mäusebussard und Turmfalke. Beeinträchtigungen von Fort-

pflanzungs- und Ruhestätten durch bauliche Eingriffe sowie das Eintreten von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 

1 Nr. 3 BNatSchG sind nicht auszuschließen.  

Bei Fledermäusen wurden drei Arten nachgewiesen, wobei für die Zwergfledermaus potenzielle Quartiere in Gebäu-

den nicht ausgeschlossen werden können. Das DLRG-Gelände weist geeignete Strukturen für Sommer- und Winter-

quartiere auf. Quartierverluste sind daher bei einer Neuordnung des Geländes nicht auszuschließen.  

Für andere Tiergruppen (Säugetiere außer Fledermäusen, Reptilien, Amphibien, Insekten) konnten aufgrund unge-

eigneter Habitatbedingungen keine planungsrelevanten Arten festgestellt werden.  
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Durch Eingriffe, wie Abriss- und Umbauarbeiten besteht ein generelles Risiko von Eingriffen in Ruhe- und Fortpflan-

zungsstätten und der damit verbundenen Tötung oder Verletzung von Individuen. Dies kann bei Einhaltung der fest-

gesetzten Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen ausgeschlossen werden (s. Artenschutzfachbeitrag). 

 

1.4.3 Biologische Vielfalt (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB) 

Seit der UNCED-Konferenz von Rio de Janeiro (>Earth Summit<) haben mittlerweile 191 Staaten die >Konvention zum 

Schutz der biologischen Vielfalt< unterzeichnet. Die rechtliche Umsetzung der Biodiversitätskonvention in deutsches 

Recht erfolgte im Jahr 2002 zunächst durch Aufnahme des Zieles der Erhaltung und Entwicklung der biologischen 

Vielfalt in die Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege in das Bundesnaturschutzgesetz, seit 2010 

als vorangestelltes Ziel in § 1 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG. 

Die Biologische Vielfalt oder Biodiversität umfasst nach der Definition der Konvention die >Variabilität unter leben-

den Organismen jeglicher Herkunft, darunter unter anderem Land-, Meeres- und sonstige aquatische Ökosysteme 

und die ökologischen Komplexe, zu denen sie gehören<. Damit beinhaltet der Begriff die Biologische Vielfalt sowohl 

die Artenvielfalt als auch die Vielfalt zwischen den Arten sowie die Vielfalt der Ökosysteme. Mit der innerartlichen 

Vielfalt ist auch die genetische Vielfalt einbezogen, die z.B. durch Isolation und Barrieren von und zwischen Popula-

tionen eingeschränkt werden kann. 

Wie die Ausführungen des Kapitels 1.4.2 verdeutlichen, stellt das Plangebiet als urbaner Raum keinen bedeutenden 

Lebensraum dar. Unter Berücksichtigung der räumlichen Lage und der Habitatausstattung eignet sich das Plangebiet 

als Teillebensraum für Vögel und Fledermäuse. Für die Erhaltung und Förderung der Biodiversität nimmt es eine 

untergeordnete Rolle ein. Um die Wahrung der ökologischen Funktion im räumlichen Zusammenhang für die be-

troffenen Arten hinreichend zu erfüllen und somit dem Belang der Biologischen Vielfalt Rechnung zu tragen, werden 

im Rahmen des artenschutzrechtlichen Fachbeitrages durch das Ingenieurbüro für Umweltplanung entsprechende 

Maßnahmen festgelegt, die in Form von Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen werden. 

 

1.4.4 NATURA 2000-Gebiete und andere Schutzobjekte (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB) 

Das Plangebiet liegt außerhalb von Natura-2000 Gebieten. Es grenzt an das Landschaftsschutzgebiet >Auenverbund 

Lahn-Dill< (Abbildung 25).  

Die nächstgelegenen Natura-2000-Gebiete sind das FFH-Gebiet Nr. 5416-301 Weinberg bei Wetzlar in rund 2,8 km 

und das EU-Vogelschutzgebiet Nr. 5416-401 Weinberg bei Wetzlar in rd. 2,9 km südwestlicher Entfernung vom Plan-

gebiet.  

Da es somit durch das Vorhaben zu keiner Flächenbeanspruchung von Gebieten gemeinschaftlicher Bedeutung 

und/oder Europäischen Vogelschutzgebieten kommt und auch im Einwirkungsbereich keine entsprechenden Ge-

biete vorhanden sind, können nachteilige Auswirkungen ausgeschlossen werden. 
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Abbildung 25 Schutzgebiete, geschützte Biotope und Kompensationsflächen in der Umgebung des Plangebietes (rot markiert). 

Quelle: Natureg-Viewer Hessen, Abfrage vom 12.06.2025 

 

Gesetzlich geschützte Biotope oder Biotopkomplexe nach § 30 BNatSchG sind im direkten Eingriffsbereich keine 

vorhanden.  

Nach den Einschätzungen auf Grundlage der Biotopkartierung durch das Planungsbüro Fischer im Jahr 2019 wurden 

keine Hinweise auf Vorkommen gesetzlich geschützter Pflanzenarten oder Lebensraumtypen gemäß FFH-Richtlinie 

gefunden. Auch die Begehung im Juni 2025 des Ingenieurbüros für Umweltplanung zum Zwecke der Aktualisierung 

der Vegetation und Nutzung sowie zur Fassadenkontrolle hat keine entsprechenden Hinweise gefunden.  

Die teils naturnahen Uferbereiche der Lahn, die abschnittsweise als gesetzlich geschütztes Biotop gemäß § 30 

BNatSchG zu bewerten sind, werden von der Planung nicht unmittelbar berührt. Zur Vermeidung von sonstigen Be-

einträchtigungen wurde in den Bebauungsplan der Hinweis aufgenommen, dass sämtliche Handlungen, die zu einer 

Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung von gemäß § 25 Hessisches Naturschutzgesetz 

(HeNatG) i.V.m. § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) gesetzlich geschützten Biotopen führen können, verbo-

ten sind.  

 

1.5 Ortsbild und Landschaftsschutz (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB) 

Das Plangebiet liegt inmitten der Stadt Wetzlar, angrenzend an das Lahnufer. Der historische Stadtkern von Wetzlar 

befindet sich auf der gegenüberliegenden Lahnseite in einer Entfernung von ca. 700 m (Abbildung 26). Umgeben ist 

das Plangebiet neben der südöstlich fließenden Lahn durch Wohnbebauung der Innenstadt und der Bundesstraße 

B49. Entsprechend ist das Gebiet stark anthropogen vorbelastet. Ufergehölze entlang der Lahn schirmen die Einsicht 

in den Geltungsbereich ausgehend von der anderen Lahnseite weitgehend ab. Da somit keine unmittelbaren Sicht-

beziehungen zum historischen Ortskern bestehen, werden keine nachteiligen Auswirkungen auf das Ortsbild erwar-

tet. Durch die vorliegende Planung werden inmitten des Plangebiets weitere bauliche Erweiterungen vorgenommen, 

die sich harmonisch in die bestehende Bebauung entlang des Lahnufers und der Bahnhofsstraße einfügen.  
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Aufgrund der innerörtlichen Lage des Plangebiets und der überwiegenden umschlossenen Lage durch vorhandene 

Gebäude ist mit keinen erheblichen Beeinträchtigungen des Orts- und Landschaftsbildes zu rechnen.  

 

Abbildung 26 Ausschnitt aus der Karte >Großherzogtum Hessen 1823-1850 3 10. Grossenlinden<, in: Historische Kartenwerke 

<https://www.lagis-hessen.de/de/subjects/idrec/sn/hkw/id/63> Das Plangebiet ist rot umkreist. 

 

 

1.6 Kultur- und sonstige Sachgüter (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 d BauGB) 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Kulturdenkmäler im Sinne von §2 Abs. 2 HDSchG. Die nächstgelege-

nen Kulturdenkmäler befinden sich in Richtung der historischen Altstadt in einer Entfernung von ca. 300-700 m. 

Aufgrund der Entfernung und fehlenden Sichtbeziehungen zum Plangebiet werden dieses Kulturdenkmäler durch 

das Vorhaben nicht beeinträchtigt.  

Abbildung 27 Bodendenkmäler in der Nähe des Plangebiets (Quelle: Geoportal Hessen, LFDH). 
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Werden bei Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde gem. § 2 Abs. 2 HDSchG12 (Bodendenkmäler) bekannt, 

so ist dies der hessenArchäologie am Landesamt für Denkmalpflege Hessen unverzüglich anzuzeigen. Der Fund und 

die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten Zustand zu erhalten und in 

geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen (§ 21 HDSchG). 

 

 

1.7 Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 i BauGB) 

Wechselwirkungen im Sinne des § 2 UVPG sind Eingriffsfolgen auf ein Schutzgut, die sich indirekt, d.h. i. d. R. auch 

zeitlich versetzt, auf andere Schutzgüter auswirken, wie z.B. die Verlagerung der Erholungsnutzung aus einem über-

planten Gebiet mit der Folge zunehmender Beunruhigung anderer Landschaftsteile. Wechselwirkungen werden hie-

raus strenggenommen aber erst, wenn es Rückkopplungseffekte gibt, die dazu führen, dass Veränderungen der 

Schutzgüter sich wechselseitig und fortwährend beeinflussen. Eine >einmalige< Sekundärwirkung ist eigentlich 

nichts anderes als eine (wenn auch u. U. schwer zu prognostizierende) Eingriffswirkung und sollte im Kontext der 

schutzgutsbezogenen Eingriffsbewertung bereits abgearbeitet sein.  

Da der vorhandene Lahnufer-Radweg nicht beeinträchtigt wird, sind keine erheblichen Auswirkungen auf die Erho-

lungsfunktion für Spaziergänger erkennbar. Mit Wechselwirkungen ist nicht zu rechnen. 
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2 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen 

Auswirkungen  

(Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB, Nr. 2 c) 

2.1 Maßnahmen zur Eingriffsvermeidung und -minimierung 

Zur Vermeidung und zur Verringerung nachteiligen Auswirkungen sieht der Bebauungsplan vor allem Maßnahmen 

zur Ein- und Durchgrünung des Plangebiets vor. Sie dienen neben ihrer das Ortsbild bereichernden Eigenschaften 

auch der Verbesserung der lufthygienischen Verhältnisse und der Schaffung von Saum- und Gehölzstrukturen, die 

zwar weniger für anspruchsvolle Arten der freien Landschaft Aufwertung versprechen, wohl aber für zahlreiche 

Kleinsäugerarten, Finkenvögel und Insekten, die auf artenreiche Säume angewiesen sind. Die empfohlenen Arten-

listen mit entsprechenden Pflanzqualitäten sind in Kap. B aufgeführt. 

 

Weiterhin sind folgende Vermeidungsmaßnahmen zum schonenden Umgang mit Boden (VB), Wasser (VW) und Ge-

hölzen (VG) zu berücksichtigen: 

VB 1 Vermeidung von Bodenschäden bei Ausbau, Trennung und Zwischenlagerung von Böden 

Nach § 6 BBodSchV sind beim Auf- oder Einbringen oder der Herstellung einer durchwurzelbaren Bo-

denschicht sowie beim Um- oder Zwischenlagern von Materialien Verdichtungen, Vernässungen und 

sonstige nachteilige Ein-wirkungen auf den Boden durch geeignete Maßnahmen zu vermeiden oder 

wirksam zu vermindern. Die entsprechenden Anforderungen der DIN 19639, der DIN 19731 und der 

DIN 18915 sind zu beachten.  

Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und Ver-

geudung zu schützen. Die Bodenarbeiten sind gemäß DIN 18300 (DIN e. V. 2019c) und DIN 18915 

(DIN e. V. 201b) durchzuführen.  

Die Umlagerungseignung (Mindestfestigkeit) und Befahrbarkeit von Böden richtet sich nach dem 

Feuchtezustand. Es ist darauf zu achten, dass kein nasses Bodenmaterial umgelagert wird. Böden mit 

weicher bis breiiger Konsistenz 3 stark feuchte (Wasseraustritt beim Klopfen auf den Bohrstock) bis 

nasse (Boden zerfließt) Böden 3 dürfen nicht ausgebaut, umgelagert oder Befahren werden (siehe 

DIN 19639 Tabelle 2). Fühlt sich eine frisch freigelegte Bodenoberfläche feucht an, enthält aber kein 

freies Wasser, ist der Boden ausreichend abgetrocknet, kann umgelagert werden und mit geeignetem 

Gerät befahren werden.  
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2.2 Artenschutz- und Kompensationsmaßnahmen  

Folgende Vorkehrungen werden vorgesehen, um Gefährdungen der nach den hier einschlägigen Regelungen ge-

schützten Tier- und Pflanzenarten zu vermeiden oder zu mindern. 

V 01 Bauzeitenbeschränkung 

Notwendige Rückschnitts-, Fäll- und Rodungsmaßnahmen sowie die Baufeldräumung müssen au-

ßerhalb der gesetzlichen Brutzeit, also nur zwischen dem 1. Oktober und dem 28./29. Februar eines 

Jahres, stattfinden. Eine Befreiung durch die Untere Naturschutzbehörde ist nur im Einzelfall und 

unter bestimmten Voraussetzungen möglich. 

V 02 Gebäudekontrolle vor Umbau- oder Sanierungsmaßnahmen 

Für das bestehende DLRG-Gebäude kann eine Nutzung als Fortpflanzungs- und Ruhestätte nicht 

ausgeschlossen werden. Vorbereitend von Umbau- und Sanierungsarbeiten ist diese Gebäude von 

einer fachkundigen Person aktuell auf Besatz zu kontrollieren. Sind genutzte Tagesquartiere be-

troffen sind diese adäquat auszugleichen (s. K 01) und die Umbaumaßnahmen haben im Winter 

außerhalb der Aktivitätsphase der Fledermäuse zu erfolgen. 

 

 

Artspezifische Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen) sind 

nicht notwendig.  

Es sind jedoch folgende Kompensationsmaßnahmen umzusetzen: 

K 01 Installation von Ersatzquartieren 

Zur Kompensation von Verlusten potenzieller Quartiere sind im Falle von Sanierungsarbeiten am al-

ten DLRG-Gebäude 3 Gebäudequartiere und für jede Fällung eines Baums mit Habitatpotenzial 3 

adäquate Ersatzquartiere für Fledermäuse im nahen Umfeld zu installieren und dauerhaft zu unter-

halten. Auf ungehinderten An- und Abflug ist zu achten. 
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3 Zusätzliche Angaben 

3.1 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten 

(Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB, Nr. 2 d) 

Die Planung betrifft ein vorbelastetes, urban genutztes Gelände im direkten Anschluss an bestehende Wohnbebau-

ung und die Fußgängerzone. Anderweitige, bessere Planungsmöglichkeiten zur Umsetzung des Vorhabens sind im 

engeren Umgriff nicht erkennbar. Eine sinnvolle Nachnutzung dieses Geländes in Form einer Nachverdichtung zur 

Wohnraumschaffung ist zu begrüßen, da so naturnahe Fläche im Umfeld der bestehenden Siedlungsstrukturen ge-

schont werden können. 

 

3.2 Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei der Umweltprüfung sowie Hinweise auf 

aufgetretene Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben (Untersuchungsrahmen 

und -methodik)  

(Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB, Nr. 3 a) 

Die Bestandsaufnahmen und Bewertungen des vorliegenden Umweltberichts basieren auf aktuellen Feld-Erhebun-

gen zur Pflanzen- und Tierwelt, auf der Auswertung vorhandener Unterlagen (Höhenschichtkarte, Luftbild, RegFNP, 

Bodenkarten) und Internetrecherchen behördlich eingestellter Informationen zu Boden, Wasser, Schutzgebieten 

und kulturhistorischen Informationen. Defizite bei der Grundlagenermittlung sind nicht erkennbar. 

 

 

3.3 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen der Durchführung des 

Bauleitplans auf die Umwelt  

(Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB, Nr. 3 b) 

Maßnahmen zur Überwachung der Auswirkungen der Durchführungen des Bauleitplans auf die Umwelt sind nicht 

geplant. Eine Erfolgskontrolle der Pflanz- und Ausgleichsmaßnahmen ist jedoch vorzuführen.  
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4 Zusammenfassung  

(Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB, Nr. 3 c) 

Anlass 

Die Stadt Wetzlar schafft mit der 6. Änderung des Bebauungsplans Nr. 402 >Bahnhofsstraße< die planungsrechtliche 

Grundlage für die vorangegangene städtebauliche Neuordnung und Nachverdichtung des sog. Lahnhofes. Das Ge-

biet liegt östlich der Bahnhofsstraße und umfasst eine Gesamtfläche von rund 3,10 ha. Dazu gehören die Anwesen 

Bahnhofsstraße 16-24 und in der Spinnereistraße das Areal der ehemaligen Landhofpassage, das Gelände der frühe-

ren Diskothek Mäx und das Gebiet der DLRG. Im Übergang zur Lahn befinden sich zudem Grün- und Freiflächen. Im 

Geltungsbereich ist das Anlegen von rund 230 Wohnungen und einem Parkhaus geplant. Dieses beinhaltet die er-

forderliche Anzahl Stellplätze. Dieses Parkhaus mit angebauten Wohnhaus ist neben den drei Kranhäusern (Gebäude 

A, E, F, G) bereits erbaut und wird auftragsgemäß genutzt. Um die wichtigsten Wegeverbindungen zu stärken wir 

die Kreuzung der Bahnhofsstraße mit der Eduard-Kaiser-Straße über eine öffentliche Freifläche mit der Lahn verbun-

den. Zudem wird die Rückseite der Bestandsbebauung neu geordnet und aufgewertet.  

 

Boden 

Das Plangebiet liegtim Westhessischen Berg- und Senkenland in der naturräumlichen Haupteinheit >Marburg-Gie-

ßener Lahntal< mit der Teileinheit >Gießener Lahntalsenke<. Das Gebiet ist durch die anthropogene Überprägung 

eine überwiegend eingeebnete Fläche und liegt auf circa 168 m über NN.  

Die natürlichen Böden im Plangebiet bestehen aus carbonatfreien schluffig-lehmigen Auensedimenten. Aus diesem 

Sediment treten die Bodentypen Vega mit Gley-Vega hervor. Dieser zeichnet sich durch hohe nutzbare Wasserka-

pazität aus. Natürlicher Boden wird aufgrund der anthropogenen Überprägung und Versiegelungen kaum vorzufin-

den sein. Die anthropogene Nutzung und Veränderung sorgt auch dafür, dass bereits von einer gestörten Infiltrati-

onsleistung auszugehen ist. Zudem ist die natürliche Bodenfunktion überwiegend gestört. 

Bei Untersuchungen aus dem Jahre 2023 wurden Hinweise auf Altablagerungen, Altstandorte und/oder Grundwas-

serschäden gefunden. Die Sanierung aufgrund des Schadenfalls durch einen Unfall mit wassergefährdenden Stoffen 

wurde bereits abgeschlossen. Man kann aufgrund der früheren Nutzung des Plangebiets davon ausgehen, dass dort 

mit umweltgefährdenden Stoffen umgegangen wurde. Falls bei den Baumaßnahmen sensorische Auffälligkeiten auf-

treten sollten, ist die Behörde unmittelbar zu informieren.  

Hinsichtlich der Größe des Gebiets wäre die schädliche Bodenveränderung und daraus folgende Sanierung kaum 

realisierbar. Deshalb ist es kritisch den aktuellen Zustand zu erhalten und nicht weiter zu verschlechtern.  Die Degra-

dation von Böden kommt vor allem durch mechanische Bodenverformung und Bodenverdichtung. Da die Verdich-

tungsgefahr durch die Bauarbeiten vor allem bei nassen Bedingungen leicht erhöht sind, sind die Vermeidungsmaß  

Durch den momentanen Versiegelungsgrad und die ebene Lage ist nicht mit Bodenabtrag zu rechnen. Nur während 

der Bauarbeiten, in Phasen ohne Bodenabdeckung, bei Starkregenereignissen und im Bereich von Böschungen ist 

die Wahrscheinlichkeit erhöht. Auch deshalb sind die im Umweltbericht genannten Vermeidungsmaßnahmen drin-

gend einzuhalten.  
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Wasser 

Das Plangebiet liegt außerhalb von Heilquellen- und Trinkwasserschutzgebieten. Durch die deutliche Entfernung zu 

den nächsten Schutzgebieten ist eine Beeinträchtigung ausgeschlossen.  

Innerhalb des Plangebiets gibt es kein Vorkommen von Oberflächenwasser. Südöstlich grenzt jedoch direkt die Lahn 

als Fließgewässer an das Gebiet. Von der Planung sind Areale in den gesetzlich festgesetzten Überschwemmungsge-

bieten betroffen. Der uferumfassende Gewässerrandstreifen darf nicht als Baugebiet ausgewiesen werden. Im Be-

bauungsplan wird dieser Bereich als öffentliche Grünfläche ausgewiesen und die einzige Baumaßnahme innerhalb 

dieser Fläche ist ein Lahnbegleitender Rad- und Fußweg. 

Es kommt durch die Bauweise als >Kranhäuser< zu keinem Retentionsverlust, wodurch es zu keinen baubedingten 

Auswirkungen auf den Zweck und die Zielsetzung der gesetzlich festgesetzten Überschwemmungsgebiete kommt. 

Bis auf das errichten eines Regenrückhaltebeckens und den Baumaßnahmen im Zusammenhang mit dem Lahnufer-

weg sieht der Bebauungsplan keine weiteren baulichen Anlagen mehr vor. Eine Beeinträchtigung des Hochwasser-

regimes an der Lahn ist nicht zu erwarten. 

Das Plangebiet liegt in einem Bereich mit hohem Starkregenhinweis-Index. Es ist davon auszugehen, dass bei Rege-

nereignissen das anfallende Niederschlagswasser nach Süden in Richtung Lahn abfließt. Durch die Bebauung wird 

sich dieser Fließpfad ändern und das Wasser wird gedrosselt in die Lahn geleitet.  

Um insgesamt eine nachteilige Veränderung der Grundwassereigenschaften zu vermeiden, sind die geplanten Maß-

nahmen zum Grundwasserschutz einzuhalten. Zudem sind bei den anfallenden Abfällen die Vorgaben im Merkblatt 

>Entsorgung von Bauabfällen< der Regierungspräsidien in Hessen zu beachten.   

 

Klima und Luft 

Durch die im Norden des Gebiets verlaufende Bundesstraße B49 in Richtung Gießen-Weilburg kommt es zu erhöhten 

Lärm-, Feinstaub- und Stickstoffimmissionen im Plangebiet. Durch die stadtklimatischen Handlungsprioritäten müs-

sen klimaökologische Standards eingehalten werden, welche sich positiv auf das Kleinklima auswirken. Beispiels-

weise durch Durchgrünung des Gebiets, Fassadenbegrünung oder ähnliches. Diese sind auch im Bebauungsplan fest-

gelegt.  

Mit großklimatischen Auswirkungen ist nicht zu rechnen. Sollte es zu erheblichen Staubbelastungen durch Trocken-

heit kommen, müssen die Verminderungsmaßnahmen eingehalten werden.  

 

Menschliche Gesundheit und Bevölkerung 

Durch die Bebauung wir das rückwärtige Lahnufer neugestaltet und somit für die Bewohner attraktiver gemacht. 

Auch die geplante öffentliche Grünfläche mit Parkanlage kann als Naherholung für die örtliche Bevölkerung genutzt 

werden.  

Es kommt zu erhöhten Tages-Lärmpegeln. Um diese Lärmbelastungen zu mindern, sollen aktive Schallschutzmaß-

nahmen und ergänzende städtebauliche Schallschutzmaßnahmen entstehen. Insgesamt ist nicht mit erheblichen 

Auswirkungen auf den Aspekt Wohnen zu rechnen.  
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Vegetation und Tiere 

Die Flächen bestehen im Wesentlichen aus überbauten Bereichen und vorwiegend aus versiegelten Pkw-Stellplätzen 

mit einzelnen Laubbäumen und einer aktiven Baustelle, während im östlichen Bereich der Lahnuferweg mit den 

Gehölzen im Gewässerrandstreifen verläuft.  

Der Baumbestand setzt sich aus zahlreichen kleinen bis mittelgroßen Bergahorn-Bäumen im Bereich der Parkplätze, 

einer Hainbuchen-Hecke sowie 13 Silberweiden entlang des Lahnuferwegs zusammen.  

Insgesamt sind die negativen Auswirkungen des Vorhabens auf die Vogelwelt im Eingriffsgebiet als gering einzu-

schätzen. Es wird voraussichtlich ein Brutrevier des Grünfinks verloren gehen, hier ist aufgrund des vorhandenen 

Umfeldes jedoch davon auszugehen, dass für dieses Revier ausreichend Strukturen zum kleinräumigen Ausweichen 

vorhanden ist. Um artenschutzrechtliche Verbote sicher auszuschließen, ist eine Bauzeitenregelung einzuhalten und 

die Gehölze des Gewässerrandstreifens entlang der Lahn sind in ihrer aktuellen Ausdehnung zu erhalten.  

Die negativen Auswirkungen des Vorhabens auf die Fledermäuse sind im Eingriffsgebiet als gering einzustufen. Kurz-

fristig kommt es ggf. zu einer Störung der Fledermausarten in ihrem Jagdhabitat durch das Bauvorhaben, die rele-

vanten vorhandenen linearen Strukturen im Plangebiet bleiben jedoch vollständig bestehen. Bei Sanierung des 

DLRG-Gebäudes ist vorab eine Kontrolle auf Fledermäuse durchzuführen, ebenso vor einer notwendigen Fällung 

eines Baumes mit Habitatpotenzial. In diesem Zuge sind auch Ersatzquartiere im Umfeld auszubringen.  

 

Schutzgebiete 

Das Gebiet liegt außerhalb von NATURA2000-Gebiet, grenzt allerdings an das Landschaftsschutzgebiet >Auenver-

bund Lahn-Dill<. Nachteilige Auswirkungen sind jedoch aufgrund der bestehenden Nutzung nicht zu erwarten. 

Geschützte Pflanzenarten oder Lebensraumtypen gemäß FFH-Richtlinien sind nicht vorhanden. Es sind zudem im 

direkten Eingriffsbereich keine gesetzlich geschützten Biotope oder Biotopkomplexe vorhanden. Die teilweise na-

turnahen Uferbereiche der Lahn sind abschnittsweise als geschütztes Biotop gemäß § 30 BNatSchG zu bewerten. Sie 

werden von der Planung jedoch nicht unmittelbar berührt. Ein Eingriff in den Gewässerrandstreifen ist nicht vorge-

sehen. 

 

Ortsbild und Landschaftsschutz 

Das Plangebiet liegt angrenzend an das Lahnufer inmitten der Stadt Wetzlar. Auf der gegenüberliegenden Uferseite 

liegt der historische Stadtkern in ca. 700 m Entfernung. Im Süden ist das Plangebiet von der Lahn und darüber hinaus 

von Wohnbebauungen der Innenstadt und der Bundesstraße B49 begrenzt. Das Gebiet ist demnach stark anthropo-

gen vorbelastet. Durch die abschirmenden Ufergehölze besteht keine Sichtbeziehung zwischen dem historischen 

Ortskern und dem Plangebiet. Somit kommt es zu keiner nachteiligen Auswirkung auf das Ortsbild. Die baulichen 

Erweiterungen im Planungsgebiet fügen sich harmonisch in die bestehenden Bebauungen ein. Durch die umschlos-

sene Lage aufgrund der bereits vorhandenen Gebäude ist nicht mit einer erheblichen Beeinträchtigung des Orts- 

und Landschaftsbildes zu rechnen. 
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Kultur- und sonstige Sachgüter 

Es befinden sich keine Kulturdenkmäler innerhalb des Plangebiets. Die nächstgelegenen befinden sich in der histo-

rischen Altstadt mit einer Entfernung von ca. 300-700 m. Hinsichtlich dieser Entfernung und der fehlenden Sichtbe-

ziehung beeinträchtigt das Plangebiet nicht die Kulturdenkmäler. 

Sollten bei den Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde gem. § 2 Abs. 2 HDSchG12 (Bodendenkmäler) aus-

findig gemacht werden, so ist dies der hessenArchäologie am Landesamt für Denkmalpflege Hessen unverzüglich 

mitzuteilen.  

 

Maßnahmen zum Ausgleich 

Durch die Lage im Innenbereich der Kernstadt Wetzlar ist das Plangebiet bereits vollständig bebaut und anthropogen 

überformt, wodurch eine Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung nicht notwendig ist. 

Wie im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag aufgezeigt, ist bei den Verlusten von potenziellen Quartieren für Fleder-

mäuse durch Sanierungsarbeiten oder Fällungen von Bäumen mit Habitatpotenzial eine adäquate Kompensation in 

Form von Ersatzquartieren sicher zu stellen. 

 

  




